ARBEITSRECHT

Die Rechte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer

Die Kenntnis der arbeitsrechtlichen Grundlagen ist für Jugendliche besonders beim Einstieg in die Arbeitswelt, bei Praktika und Ferienjobs von großem persönlichem Nutzen.
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In den Schulen der Oberstufe ist das Arbeitsrecht im Unterricht der Rechts- und Wirtschaftsfächer laut den Rahmenrichtlinien des Landes im Triennium verbindlich vorgesehen. Darüber hinaus steht es in engem Zusammenhang mit der Berufswahlvorbereitung, der Übungsfirma und dem Thema Bewerbung.
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 wird auf die Vertiefungen zum Lehrtext hingewiesen und 

mit        wird zum Überlegen angeregt.

[image: image9.emf]Auf die didaktischen Materialien mit verschiedenen Methoden und Sozialformen, Beispielen, Übungen und Tests weist das Symbol        hin.

Der Vertiefungsteil und die für Lehrpersonen konzipierten Materialien sind veröffentlicht unter:

http://www.bildung.suedtirol.it/unterricht/wirtschaft-und-recht/rechtskunde-oberstufe/


Diese Lern- und Lehrunterlage wurde vom Bereich Innovation und Beratung im Deutschen Bildungsressort in Zusammenarbeit mit dem Arbeitsförderungsinstitut (AFI-IPL) entwickelt.

Bei allen Bezeichnungen, die auf Personen bezogen sind, meint die gewählte Formulierung beide Geschlechter, auch wenn aus Gründen der leichteren Lesbarkeit an mehreren Stellen nur die männliche Form steht.
[image: image10.emf]
[image: image11.emf]
Stand: Februar 2016

Alle Rechte vorbehalten

©Autonome Provinz Bozen – Deutsches Bildungsressort,

Bereich Innovation und Beratung und Arbeitsförderungsinstitut (AFI-IPL)

Erstbearbeitung: Erica Fassa

Weitere Bearbeitungen und Ergänzungen: Martin Gschliesser, Karl Gudauner, 

Georg Innerhofer, Rudolf Nöckler und Werner Pramstrahler; Überarbeitung 2016: Martin Daniel
Koordination: Astrid Freienstein

Lektorat: Helene Dorner
INHALT

41.
Einführung


42.
Die Arbeit als Grundlage des Arbeitsrechts


42.1
Rechtsquellen


52.2
Soziale und wirtschaftliche Grundrechte in der italienischen Verfassung


73.
Der Sozialstaat und die ethische Verpflichtung der Unternehmen


73.1
Die Zielsetzungen des Sozialstaates


83.2
Unternehmensethik und soziale Verantwortung der Unternehmen


94.
Die Funktionen der Arbeit


94.1
Die Rolle der Arbeit


104.2
Entwicklungen des Arbeitsmarkts und Südtiroler Besonderheiten


134.3
Arbeitsmarktpolitik und Beschäftigungspolitik


145.
Wer regelt die Arbeit?


156.
Das Arbeitsverhältnis und das Vorsorgesystem


156.1
Individuelle Arbeitsverträge


166.2
Aufgaben des Arbeitnehmers


166.3
Entlohnung


196.4
Arbeitszeit


206.5
Recht auf Urlaub


206.6
Schutz der Mutterschaft und Vaterschaft


216.7
Kündigung und Kündigungsschutz


266.8
Rentenversicherung und Zusatzvorsorge


276.9
Arbeitslosenversicherung und Lohnausgleichskasse


286.10
Die Arbeitsunfallversicherung


286.11
Die Krankenversicherung


296.12
Arbeit zwischen Regulierung und De-Regulierung


327.
Die aktuellen Entwicklungen und Herausforderungen (Vertiefung)


327.1
Rationalisierung und Reorganisation


337.2
Genderaspekte


337.3
Globalisierung


347.4
Flexicurity


35Glossar


36Quellenverzeichnis





VORKENNTNISSE

Du solltest Bescheid wissen über

· die Rechts- und Handlungsfähigkeit,

· die Grundlagen des Vertragsrechts,

· die Bildungspflicht und das Bildungsrecht in Südtirol.

1. Einführung

Michaela S. ist 19 Jahre alt und arbeitet als technische Zeichnerin in einem Architekturbüro. Als sie an einem Montag von ihrem Arbeitsplatz zu Fuß nach Hause geht, wird sie auf einem Zebrastreifen von einem Motorrad angefahren.

Der 18-jährige Thomas G. hat nach längerem Suchen eine Lehre als Automechaniker abgeschlossen. Er hat eine Stelle in einer Autowerkstatt gefunden und muss nun einen Arbeitsvertrag abschließen.

Corinna M. ist 21 Jahre alt und studiert Betriebswirtschaftslehre in Mailand. Nach dem 2. Studienjahr absolviert sie ein sechsmonatiges Praktikum bei einem Wirtschaftsberater in Bozen.

Christiane P. ist 23 Jahre alt und hat eben ihr Studium der Rechte abgeschlossen. Sie bewirbt sich nun um eine Anstellung. Ihr wird eine kontinuierliche koordinierte Mitarbeit angeboten.

Der 60-jährige Wolfgang V. hat seit seinem 17. Lebensjahr als Magazineur bei der Firma Reifen & Felgen gearbeitet. Da der Betrieb zum Jahresende geschlossen wird, wendet er sich an das INPS/NISF, um die Rente zu beantragen.

Alle rechtlichen Beziehungen rund um das Arbeitsverhältnis werden durch die Bestimmungen des Arbeits- und Sozialrechts geregelt.

2. Die Arbeit als Grundlage des Arbeitsrechts

Das Arbeits- und Sozialrecht umfasst alle Rechtsnormen, die das Arbeitsverhältnis regeln und neben den wirtschaftlichen Interessen die Freiheit und die Würde des Arbeitnehmers schützen.

Als eigenständiger Rechtszweig entstand das Arbeitsrecht im Zuge der industriellen Revolution. Die soziale Lage der Arbeitnehmenden machte deutlich, dass es Eingriffe des Staates braucht, um das Machtungleichgewicht zwischen Unternehmen und Arbeitnehmern zu verringern. Das „Arbeitsvermögen“ ist eine besondere „Ware“, da sie an Menschen gebunden ist. Aus diesem Grund genügt das Zivilrecht nicht zur Regelung der Arbeitsverhältnisse, da es auf der Annahme beruht, die Verhandlungspartner verfügten über eine formal und inhaltlich gleichwertige Machtposition.

2.1 Rechtsquellen
Verfassung, Art. 1 

„Italien ist eine demokratische, auf die Arbeit gegründete Republik.“

Neben der Verfassung, die der Arbeit eine zentrale Bedeutung in unserem gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Leben beimisst, wird die Arbeitswelt von einer Vielzahl von Gesetzen und anderen Bestimmungen geregelt. Zu berücksichtigen sind:

· die internationalen Verträge und die EU-Rechtsquellen

· die Verfassung

· die Staatsgesetze (z. B. Arbeiterstatut, die als „Jobs Act“ bezeichnete Arbeitsrechtsreform von 2015, Kündigungsschutzregelungen, Bestimmungen zur Gleichbehandlung der Geschlechter, Arbeitssicherheitsbestimmungen, Jugendschutzgesetz) und Landesgesetze (zum Beispiel im Bereich der Beschäftigungspolitik, des Arbeitsschutzes und der Arbeitsmarktverwaltung)

· die Bestimmungen des Zivilgesetzbuches (V. Buch)

· die nationalen Kollektivverträge

· die betrieblichen und territorialen Zusatzkollektivverträge

· die Verordnungen

· die Gebräuche

Beispiele

Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, Art. 45:

„(1) Innerhalb der Union ist die Freizügigkeit der Arbeitnehmer gewährleistet.“

[image: image12.emf]Landesgesetz vom 27. Oktober 1988, Nr. 411 – Umgestaltung der Dienststellen für Umwelt- und Arbeitsschutz 1:
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„Die vom Dekret des Präsidenten der Republik vom 28. März 1975, Nr. 474, in geltender Fassung, zugewiesenen Zuständigkeiten im Bereich der Arbeitssicherheit und der Sicherheit der Maschinen oder Anlagen werden in Südtirol nach den Bestimmungen dieses Gesetzes und der entsprechenden Durchführungsverordnung ausgeübt.“

Ein mittelalterlicher Brauch im Bausektor: Ist der Rohbau eines Gebäudes fertiggestellt und der Dachstuhl errichtet, findet auf der Baustelle das Firstfest statt. Alle Arbeiter nehmen mit dem Bauherrn und dem Architekten an dem Umtrunk teil. Dieser Brauch ist mit dem Erntedankfest vergleichbar und geht auf mittelalterliche Formen der Abgeltung der Arbeitsleistung zurück, die als rechtsverbindliche Handlungen betrachtet wurden.
2.2 Soziale und wirtschaftliche Grundrechte in der italienischen Verfassung
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In der Verfassung wird die Arbeit als Grundlage der Gesellschaft und der Demokratie bezeichnet. Alle Bürgerinnen und Bürger haben das Recht auf Arbeit und zugleich die Pflicht, nach den eigenen Möglichkeiten und Neigungen zum Fortschritt der Gesellschaft beizutragen. Dieser Grundsatz unterstreicht, dass in unserem demokratischen Staat der Beitrag im Vordergrund steht, den jede/r Einzelne durch die eigene Arbeit zum Wohlstand der Allgemeinheit leistet.

Das Recht auf Arbeit zu sichern ist u. a. Ziel der Wirtschafts- und Sozialpolitik. Der Staat muss dieses Recht mit einer guten Beschäftigungspolitik und mit sozialer Absicherung allen Bürgern gewährleisten.

Verfassungsrechtlich verankert sind auch der Schutz jeder Form und Art von selbstständiger und lohnabhängiger Arbeit und die Förderung der beruflichen Aus- und Weiterbildung. Die wirkliche Umsetzung dieser Grundsätze erfolgte jedoch erst im Laufe mehrerer Jahrzehnte, indem die Arbeits- und Sozialgesetzgebung ausgebaut und die verfassungsmäßig garantierten Rechte konkret formuliert wurden. Mit Inkrafttreten des Arbeiterstatuts (Gesetz Nr. 300/1970) wurden wichtige Bestimmungen zum Schutz der Freiheit und Würde der Arbeitnehmer, der gewerkschaftlichen Betätigung am Arbeitsplatz und zur Arbeitsvermittlung erlassen.

Neben dem Recht auf Arbeit im Allgemeinen stellt unsere Verfassung weitere Grundsätze auf, die von Gesetzen und Kollektivverträgen genauer und für den jeweiligen Aufgabenbereich (z. B. Industriearbeiter oder Beamte) gesondert geregelt werden müssen. Gemeint sind hier beispielsweise der Grundsatz des gerechten und ausreichenden Lohnes, der den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern sowie ihrer Familie ein würdiges Leben ermöglichen soll, die gesetzlich geregelte maximale Tages- und Wochenarbeitszeit, das unverzichtbare Recht auf einen wöchentlichen Ruhetag und auf bezahlten Urlaub.

Um die Kinderarbeit und die Diskriminierung der Frau zu unterbinden, die insbesondere in der Zeit ab der industriellen Revolution sehr verbreitet waren, wurde in der Verfassung ein besonderer Schutz dieser beiden Kategorien verankert. Der Grundsatz „gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ wurde jedoch erst 20 Jahre nach Inkrafttreten der Verfassung durch ein entsprechendes Gesetz gesichert und der Grundsatz der Chancengleichheit wurde erst im Jahr 2003 durch eine Verfassungsreform festgelegt. 

Weitere wichtige Verfassungsgrundsätze sind der Schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die wegen Krankheit, Invalidität, unfreiwilliger Arbeitslosigkeit oder aus Altersgründen arbeitsunfähig sind, ebenso das Recht, sich zu Gewerkschaften zusammenzuschließen, und die Verhandlungs- und Aktionsrechte der Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände. Ebenso zählen das Recht auf Streik als Mittel des Arbeitskampfes und das Recht auf freie Meinungsäußerung zu diesen Verfassungsprinzipien.

Laut Verfassung dürfen alle Bürgerinnen und Bürger jene wirtschaftliche Tätigkeit ausüben, die ihren Fähigkeiten am besten entspricht und ihnen ein angemessenes Auskommen ermöglicht. Ihre Tätigkeit muss jedoch auf das Allgemeinwohl ausgerichtet sein und darf in keiner Weise die Sicherheit, die Freiheit und die Würde anderer Menschen einschränken.

Aufgaben und Befugnisse des Landes Südtirol
3. Der Sozialstaat und die ethische Verpflichtung der Unternehmen
Die Verfassung definiert den italienischen Staat nicht nur als demokratischen Rechtsstaat, der Mitbestimmung und Freiheiten der Bürger gewährleistet, sondern verpflichtet ihn auch, zum Wohlergehen aller Staatsbürger, insbesondere der Schwächeren, aktiv zu werden. Dieser Auftrag verleiht Italien, wie den meisten kontinentaleuropäischen Staaten, auch die Rolle eines Sozialstaates. Die Verfassung ergänzt diesen Auftrag des Staates mit der sozialen Verantwortung der Unternehmen, deren Tätigkeit nicht dem Allgemeinwohl zuwiderlaufen darf.
3.1 Die Zielsetzungen des Sozialstaates
Verfassung, Art. 3, Abs. 2
Es ist Aufgabe der Republik, die Hindernisse wirtschaftlicher und sozialer Art zu beseitigen, die durch eine tatsächliche Einschränkung der Freiheit und Gleichheit der Staatsbürger der vollen Entfaltung der menschlichen Person und der wirksamen Teilnahme aller Arbeiter an der politischen, wirtschaftlichen und sozialen Gestaltung des Landes im Wege stehen.

Dieser Artikel der Verfassung begründet das Prinzip des Sozialstaats: Der Staat muss jedem Bürger den Anspruch auf einen angemessenen Lebensstandard, auf aktive Beteiligung an der Gemeinschaft und auf ein menschenwürdiges Leben ermöglichen.

In erster Linie hat ein Sozialstaat daher folgende Ziele zu verfolgen:

· die Bekämpfung der Armut

· den sozialen Ausgleich unter den verschiedenen Bevölkerungsschichten durch Einkommensumverteilung

· die Erbringung von Fürsorgeleistungen bei Arbeitsunfähigkeit
· die Sicherung des Einkommens im Alter sowie bei Invalidität, Krankheit, Unfällen und Arbeitslosigkeit (Vorsorgeleistungen)
Neben diesen Zielen hat ein Sozialstaat auch die Aufgabe, die Chancengleichheit und die Anhebung und Verbreitung des Wohlstandes zu gewährleisten sowie die Voraussetzungen für eine „wirksame Teilnahme“ der Erwerbstätigen am Wirtschaftsprozess zu schaffen.

Der Erreichung dieser Ziele dienen die verschiedenen Instrumente der Sozialpolitik (z. B. Sozialhilfe), aber auch die Bildungspolitik (Studienbeihilfen), das Arbeitsrecht (Löhne, die ein würdiges Leben ermöglichen) und die Wirtschaftspolitik (Anreize für Unternehmen zur Schaffung von Arbeitsplätzen).

Die Kosten des Sozialstaats waren in den letzten Jahren häufig Gegenstand von Diskussionen. Im Besonderen wird die Unterstützung durch den Staat mit der Eigenverantwortung des Einzelnen abgewogen. Dass der Staat nicht nur Sozialleistungen erbringen, sondern auch wirtschaftspolitisch aktiv sein muss, hat die Weltwirtschaftskrise 2009 gezeigt, als dringende Maßnahmen zur Rettung des Finanz- und Bankensystems erforderlich wurden. Der Staat erfüllt aber auch eine ordnungspolitische Aufgabe: Indem er versucht, die größten sozialen Ungleichheiten zu beseitigen, schafft er die Grundlage für gesellschaftliche und politische Stabilität.

· Typologien von Sozialstaaten
· Soziale Gerechtigkeit
· Solidarität
3.2 Unternehmensethik und soziale Verantwortung der Unternehmen

Verfassung, Art. 41:

Die Privatinitiative in der Wirtschaft ist frei. Sie darf sich aber nicht im Gegensatz zum Nutzen der Allgemeinheit betätigen oder in einer Weise, die die Sicherheit, Freiheit und menschliche Würde beeinträchtigt.


Unternehmen sind nicht nur auf Geschäftspartner, sondern auch auf ihre Mitarbeiter und die Gemeinschaft angewiesen. Unternehmer, die dies berücksichtigen und durch eine freiwillige Selbsteinschränkung Beschäftigte, Lieferanten, Region und andere Interessensträger („stake holder“) fair behandeln, stärken die Gemeinschaft und indirekt auch das eigene Unternehmen.

„Es ist nicht alles unethisch, was unternehmerisch erfolgreich ist – aber es ist auch nicht alles unökonomisch, was ethisch verantwortbar und praktisch sinnvoll ist.“ – Peter Ulrich und Edgar Fluri

Erfolgreiche Unternehmer haben eine unternehmerische Vision, die zugleich auf Ethik und auf Erfolg aufbaut.
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Unternehmensethik setzt voraus, dass gesetzliche Bestimmungen und kollektivvertraglich festgelegte Rechte eingehalten werden, die Würde und die Gesundheit der Arbeitnehmer geschützt werden, keine Diskriminierungen am Arbeitsplatz stattfinden und Umweltschutzbestimmungen beachtet werden. Unternehmensethik bedeutet aber auch, dass Unternehmer „gesellschaftliche Verantwortung“ übernehmen und ihren aktiven Beitrag zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen und zum wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt der Gesellschaft leisten. Der Unternehmergewinn ist eng mit dem Wohlstand der Gemeinschaft verknüpft. Aus diesem Grund schadet egoistisches Gewinnstreben auf Dauer sowohl der Gemeinschaft als auch dem Unternehmer, da er in dieser Gemeinschaft tätig ist.

4. Die Funktionen der Arbeit

Im Zuge der Industrialisierung nahm die bezahlte Erwerbstätigkeit massenhaft zu. Wir leben heute in einem Wirtschafts- und Gesellschaftssystem, in dem menschliche Arbeit im Zusammenwirken mit anderen Produktionsfaktoren nützliche Güter und Dienstleistungen hervorbringt. Eine Form der Vergütung für diese Arbeit ist der Lohn, der abhängig Erwerbstätigen den Lebensunterhalt sichert. Die Bedeutung der Arbeit geht allerdings weit über diesen wirtschaftlichen Aspekt hinaus.
4.1 Die Rolle der Arbeit

Abhängige Erwerbsarbeit – und diese wird vom Arbeitsrecht geregelt – hat in unserer Gesellschaft drei Dimensionen:

· Materielle Daseinsfürsorge: Abhängige Erwerbsarbeit wird durch Entlohnung vergütet und bildet eine Grundlage für die soziale Absicherung nach dem Ausscheiden aus der Arbeitswelt (Rente).
· Soziale Teilhabe: Die Stellung im Erwerbsleben innerhalb einer arbeitsteiligen Gesellschaft hat großen Einfluss auf Lebensqualität und -chancen einer Person. Dies gilt sowohl für Individuen – so gehören z. B. unfreiwillig Arbeitslose zu den gesundheitlich am stärksten gefährdeten Gruppen – als auch für Gruppen (so wirkt sich die berufliche Stellung der Eltern wesentlich auf Bildungschancen der Kinder aus).

· Personale Dimension: Die Arbeitsbedingungen, wie Art und Zeit der Tätigkeit (Nachtschichten, Schwerarbeit ...) und das Arbeitsklima tragen wesentlich zur Arbeitszufriedenheit und zur Persönlichkeitsentwicklung bei. Die Entfaltung von fachlichen und persönlichen Fähigkeiten stärkt den Einzelnen und bildet die Grundlage einer stabilen Gesellschaft (... auf Arbeit gegründete Republik).
Aufbauend auf diese Dimensionen lassen sich die Funktionen der Arbeit folgendermaßen umreißen:

Erwerbsarbeit ist notwendig, um den Lebensunterhalt zu bestreiten. Mit dem Eingehen eines Arbeitsverhältnisses entsteht die Pflicht, bestimmte Tätigkeiten auszuführen. Die Arbeit entscheidet über Einkommen, Vermögen und Lebenschancen.

· Arbeit strukturiert die Zeit, also sowohl den Tages-, Wochen-, Jahres- und Lebensablauf. Die Zeit für die anderen Lebensbereiche hängt entscheidend von der Arbeitszeit ab.

· Die Arbeitswelt ist ein soziales Kontaktfeld, in dem soziale Beziehungen geknüpft und kooperative Fähigkeiten entwickelt werden.

· Arbeit bedeutet Aktivität und Handlungskompetenz. Die Ausübung einer Tätigkeit ist die Voraussetzung für den Erwerb von Qualifikationen.

· In diesem Sinne prägt die Arbeit die Persönlichkeit entscheidend mit. 

Arbeitswelt und Arbeitsrecht sind Ausdruck der gesellschaftlichen Verhältnisse und deshalb ein Bereich, der ständig in Bewegung ist. Die unterschiedlichen Akteure haben unterschiedliche Interessen. Die mit der Arbeit verbundene Wertschöpfung und Vermögensbildung gehören zu den wichtigsten Finanzierungsgrundlagen und bestimmen den Handlungsspielraum von Staaten mit. Vergütung und Organisation der Arbeit – z. B. Verteilung zwischen Männern und Frauen, Beschäftigten aus dem Inland und aus dem Ausland, Hochqualifizierten und gering Qualifizierten – haben Einfluss darauf, wie sich die Gesellschaft zusammensetzt. Derzeit findet ein tief greifender Wandel von einer industriell geprägten Arbeitswelt hin zur Dienstleistungsgesellschaft statt. Dadurch ändern sich nicht nur die Art der Arbeit, sondern auch die gesellschaftlichen Einstellungen und Lebensweisen.

„Arbeit ist mehr als Arbeit!“ Arbeit ist nicht nur Einkommen und Rentensicherheit, sie bedeutet auch Anerkennung und Erfolg, sie stärkt das Selbstwertgefühl …


Arbeitslos wird jemand zum Beispiel dadurch, dass er aufgrund von Personalabbau oder einer Betriebsschließung eine vertraglich geregelte Erwerbsarbeit in einem Betrieb verliert. Diese Tatsache wird vom Arbeitslosen selbst und von seinem sozialen Umfeld nicht als großes Problem angesehen, solange der Arbeitslose Aussichten auf eine neue Anstellung hat und sich darum bemüht. Übernimmt er ehrenamtliche Tätigkeiten oder vorübergehende Gelegenheitsarbeiten, behält er auch sein Selbstwertgefühl und die soziale Anerkennung. Hält der Zustand der Arbeitslosigkeit aber zu lange an, so besteht die Gefahr, dass der Arbeitslose ein Gefühl der Aussichtslosigkeit entwickelt, das zu sozialen sowie psychischen und gesundheitlichen Problemen und zum Verlust der Selbstwirksamkeit führt.
4.2 Entwicklungen des Arbeitsmarkts und Südtiroler Besonderheiten

Die EU-Kommission veröffentlicht vier Mal im Jahr einen Bericht, der die Situation der Arbeitsmärkte in den Mitgliedsstaaten analysiert. Diese Berichte zeigen, dass alle großen Mitgliedsstaaten aufgrund der ungünstigen wirtschaftlichen Entwicklungen mit schlechten Aussichten am Arbeitsmarkt konfrontiert sind. Die hohe Arbeitslosigkeit bremst ihrerseits das Wirtschaftswachstum, was weitere Stellenreduzierungen nach sich ziehen kann. Der Abbau von Arbeitsplätzen betrifft vor allem die Arbeitnehmer mit befristeten Arbeitsverträgen, aber auch Arbeitnehmer mit niedrigen Studienabschlüssen und unzureichenden beruflichen Qualifikationen. Die EU-Kommission setzt bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit unter anderem auf den Ausbau der sogenannten „Green Economy“. Die Umstellung der Wirtschaft auf eine nachhaltige Produktions- und Lebensweise kann in nächster Zukunft einen positiven Einfluss auf die Beschäftigung und auf die Nachfrage von (jungen) qualifizierten Mitarbeitern haben.

Jugendliche sind nämlich in allen europäischen Regionen am stärksten von Arbeitslosigkeit betroffen. Zudem werden den Jugendlichen in der Regel ungünstigere, oft nur befristete Arbeitsverträge angeboten, die erst nach einigen Jahren durch bessere Verträge ersetzt werden.

Die Abteilung Arbeit veröffentlicht regelmäßig Berichte über die Arbeitsmarktsituation in Südtirol (http://www.provinz.bz.it/arbeit/arbeitsmarkt/930.asp). Viele Informationen bietet auch das Landesinstitut für Statistik (ASTAT) an.

Knapp drei Viertel der Südtiroler Wohnbevölkerung zwischen 15 und 64 Jahren (74,2 % im Jahr 2014) beteiligen sich am Erwerbsleben. Bei den Männern sind es 81,1 %, bei den Frauen 67,2 %. Die Ziele „Europa 2020“ (dazu mehr unter 4.3) beziehen sich auf die Altersgruppe der 20- bis 64-Jährigen, für die sie eine Erwerbstätigenquote von 75 % vorsehen. Diese hat Südtirol mit 76,1 % bereits erreicht und es schneidet dabei auch besser ab als der Euroraum und deutlich besser als Italien und das Trentino.

Abbildung 1: Erwerbstätigenquote der 20- bis 64-Jährigen nach Geschlecht


[image: image2]
Quelle: ASTAT-Info 41/2015 (22.06.2015)
Auch in Südtirol steigt das Alter, mit dem Jugendliche in den Beruf einsteigen. Vergleichsweise früh beginnt der Berufsausstieg: Bereits Menschen ab 55 Jahren schieden in Vergangenheit verstärkt aus dem Erwerbsleben aus. Aufgrund des demografischen Wandels und der letzten Rentenreform werden Menschen in Zukunft wohl länger im Erwerbsleben verbleiben. Männer sind in höherem Maße berufstätig als Frauen, was auf die nach wie vor traditionelle Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern zurückzuführen ist.
Abbildung 2: Alters- und geschlechtsspezifische Erwerbsquoten in Südtirol
[image: image3.emf]
Quelle: ASTAT-Info 41/2015 (22.06.2015)

Südtirol ist ein Dienstleistungsland: 72,2 % aller Erwerbstätigen arbeiten im privaten und öffentlichen Dienstleistungsbereich. Der Anteil der in der Landwirtschaft Tätigen ist bei uns mit 6,3 % nach wie vor überdurchschnittlich hoch, wenngleich sinkend.
Abbildung 3: Erwerbsquote nach Wirtschaftsbereich und Geschlecht 
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Quelle: ASTAT-Info 41/2015 (22.06.2015)
In Bezug auf die Jugendarbeitslosenquote weist Südtirol noch vergleichsweise gute Werte auf. Die Arbeitslosenquote der Jugendlichen beträgt in der Regel das Dreifache der Gesamtarbeitslosigkeit (4,4 %), weil diese Gruppe häufiger Arbeitsstelle wechselt, um Erfahrungen zu sammeln. Der „gute“ Einstieg in den Arbeitsmarkt ist sehr wichtig für die spätere berufliche Entwicklung und Karriere. Durch das System der Lehrausbildung werden die Chancen der Südtiroler Jugendlichen erhöht. Verbessert werden müssen die Eingliederungsmaßnahmen für Jugendliche in sozialen und persönlichen Problemlagen; aber auch der Kreativität und dem Engagement Jugendlicher müssen neue Spielräume eröffnet werden, etwa durch die Möglichkeit, eigene Unternehmen zu gründen.

Abbildung 4: Jugendarbeitslosigkeit im europäischen Vergleich
[image: image5.emf]
Quelle: ASTAT-Info 41/2015 (22.06.2015)

Innerhalb der Unternehmen werden die Altersunterschiede der Belegschaft künftig noch größer werden, da die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter durch die Pensionsreformen immer länger im Erwerbsleben verbleiben müssen. Angesichts dieser Prognosen könnte man sich fragen, was geschehen wird, wenn der 20-jährige Julian und der 63-jährige Gottlieb gezwungen werden, miteinander in einem Team zu arbeiten. Ihre Lebenswelten unterscheiden sich wesentlich. Wenn keine Brücken zwischen den Generationen geschlagen werden, sind die Konflikte vorprogrammiert. Eine Lösungsmöglichkeit bieten altersgemischte Teams mit sogenanntem „reverse monitoring“, das darin besteht, im Rahmen von Projektarbeiten fachliche, organisatorische und soziale Kompetenzen in beide Richtungen weiterzugeben. Julian und Gottlieb könnten sich durch ihre Stärken gegenseitig unterstützen und dadurch auch die jeweiligen Schwächen ausgleichen.

4.3 Arbeitsmarktpolitik und Beschäftigungspolitik

Zehn Jahre nach der Verabschiedung der Lissabon-Strategie der EU, in der die Ziele für den europäischen Wirtschaftsraum bis 2010 festgelegt wurden, hat die Europäische Union im Juni 2010 die Strategie Europa 2020 präsentiert. Die Ziele, die sich die EU im Bereich der Wettbewerbsfähigkeit bis zum Jahr 2010 gesetzt hatte, konnten u. a. wegen des Ausbruchs der Wirtschaftskrise nicht erreicht werden. Aus diesem Grund entwickelten die EU-Staaten 2010 eine neue Strategie, die dazu beitragen soll, die Krise zu überwinden und die europäische Wirtschaft auf das nächste Jahrzehnt vorzubereiten. Bis 2020 soll die Zahl der Beschäftigten ansteigen und mehr Lebensqualität erreicht werden. In diesem Zusammenhang sollen auf europäischer Ebene durch ein „intelligentes, nachhaltiges und integratives“ Wirtschaftswachstum fünf Ziele zur Überwindung der Krise erreicht werden:

· Anhebung des Anteils der Erwerbstätigen im Alter von 20 bis 64 Jahren von 69 % auf mindestens 75 %

· Investitionen in Forschung und Entwicklung im Ausmaß von 3 % des BIP der EU

· Erreichen der 20-20-20-Klimaschutz- und Energieziele (Verringerung der Treibhausgasemissionen gegenüber 1990 um mindestens 20 %, Anstieg der erneuerbaren Energien um 20 %, Verbesserung der Energieeffizienz um 20 %)

· Verringerung der Schulabbrüche von 15 % auf maximal 10 % und Anhebung des Anteils der Personen zwischen 30 und 34 Jahren mit Hochschulabschluss von 31 % auf 40 %.

· Senkung der Zahl der armutsgefährdeten Personen um 25 % (20 Millionen Menschen)
Quelle: http://ec.europa.eu/europe2020/europe-2020-in-a-nutshell/index_de.htm
Daten über Südtirol auf dem Weg nach „Europa 2020“ finden sich hier: http://www.provincia.bz.it/astat/indikatoren_europa2020.asp
Die Bildung und das lebensbegleitende Lernen spielen in der Lissabon-Strategie eine wichtige Rolle. In diesem Zusammenhang sind insbesondere zwei Initiativen zu erwähnen, die den Hochschulbereich und die Vorbereitung auf das Berufsleben betreffen.

· Die Initiative „Jugend in Bewegung” soll eine Verbesserung der Bildungssysteme ermöglichen, den Zugang junger Menschen zum Arbeitsmarkt erleichtern und die Mobilität von Universitätsstudenten und jungen Fachkräften fördern.

· Die „Agenda für neue Kompetenzen und neue Beschäftigungsmöglichkeiten“ hat das Ziel, die Modernisierung der Arbeitsmärkte zu unterstützen und die Menschen durch geeignete Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten in die Lage zu versetzen, ihre Kompetenzen lebensbegleitend zu verbessern. Die erfolgreiche Umsetzung der Lissabon-Strategie 2020 erfordert, dass alle Mitgliedstaaten durch geeignete nationale Maßnahmen zur Erreichung der Ziele beitragen.

5. Wer regelt die Arbeit? 

Eine Besonderheit des Arbeitsrechtes besteht darin, dass es nicht nur der Gesetzgeber formuliert, sondern auch Kollektivvertragsverhandlungen zu seiner Regelung beitragen. Daran beteiligt sind freiwillige Verbände: die Organisationen der Arbeitgeber und die Verbände der Arbeitnehmer.

Die Arbeitgeberverbände sind Zusammenschlüsse von Unternehmern und anderen Arbeitgebern. Sie vertreten die Interessen der Arbeitgeberseite. In Italien gibt es zahlreiche Arbeitgeberverbände, meist sind es mindestens zwei pro Sektor: So vertreten beispielsweise sowohl die „Confartigianato“ als auch die „Confederazione nazionale dell’artigianato CNA“ die Klein- und Mittelbetriebe aus dem produzierenden Gewerbe (Handwerk)Ah. Auch die Liste der italienischen Gewerkschaften ist lang. In Südtirol gibt es neben den gesamtstaatlich tätigen Gewerkschaften CGIL (CGIL-AGB), CISL (SGB-CISL) und UIL (UIL-SGK) den 1964 gegründeten ASGB, der 1978 mit einer Durchführungsbestimmung zum Autonomiestatut und durch einen Beschluss des Landtages den drei gesamtstaatlichen Gewerkschaftsbünden gleichgestellt wurde. Daneben gibt es noch branchen- und berufstypische Gewerkschaften (z. B. die FABI für den Bankenbereich, Nursing up für das Krankenpflegepersonal). 

Was bedeuten diese Abkürzungen?

· ASGB: Autonomer Südtiroler Gewerkschaftsbund

· CGIL: Confederazione Generale Italiana dei Lavoratori; AGB: Allgemeiner Gewerkschaftsbund

· CISL: Confederazione Italiana Sindacati Lavoratori; SGB: Südtiroler Gewerkschaftsbund

· UIL: Unione Italiana Lavoratori; SGK: Südtiroler Gewerkschaftskammer

Die Kollektivverträge regeln im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen die Arbeits- und Lohnbedingungen für die Arbeitnehmer der verschiedenen Sektoren der Wirtschaft (z. B. Industrie oder Gesundheitswesen). Kollektivverträge sind Verträge, die durch eine Übereinkunft zwischen Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertretern geschlossen werden und für einen bestimmten Zeitraum (z. B. zwei Jahre) gelten. Die Interessensvertreter führen die Kollektivvertragsverhandlungen als gleichberechtigte Vertragspartner.

Die Kollektivverträge (contratti collettivi) haben die Funktion, die Arbeitsbedingungen zu regeln, die Höhe der Entlohnung festzulegen und die Kaufkraft sowie die Beteiligung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer am wirtschaftlichen Wohlstand zu sichern. Die Kollektivverträge sehen spezifische Regelungen für die einzelnen Wirtschaftssektoren bzw. Kategorien (z. B. Handel, Metallverarbeitung, Tourismus, öffentlicher Dienst) vor. Sie haben eine wichtige soziale Schutzfunktion, weil sie die Arbeitsbedingungen (z. B. Arbeitszeit, Arbeitsleistung, Entlohnung, Urlaub) regeln und durch ein verbindliches Regelwerk die Arbeitnehmer davor schützen, sich gegenseitig Konkurrenz zu machen. Außerdem verhindern die Kollektivverträge durch einheitliche Arbeits- und Lohnbedingungen, dass sich Betriebe desselben Wirtschaftsbereichs (z. B. Handel) in diesen Punkten Konkurrenz machen.
Italien hat – anders als etwa Österreich oder die BRD – ein zweistufiges Kollektivvertragssystem. Die nationalen Kollektivverträge können durch Landeszusatzverträge und Betriebsabkommen ergänzt werden.



Das italienische Kollektivvertragssystem im Überblick
6. Das Arbeitsverhältnis und das Vorsorgesystem

Schwarzarbeit ist illegal und bedeutet Verzicht auf

· angemessene Entlohnung und Sozialversicherung

· Schutz der Rechte des Arbeitnehmers

· Abfertigung

· angemessene Rente

· Entlohnung bei Krankheit oder Arbeitsunfall

· Kündigungsschutz

· Arbeitslosenunterstützung bei Entlassung

· bezahlte Freistellungen für Bildung usw.

· Entlohnung im Urlaub

· Arbeitssicherheitsbestimmungen und Gesundheitsschutz

· Mutterschutz

· Fortbildungsmaßnahmen

· Mitbestimmung im Betrieb

· …

Ein abhängiges Arbeitsverhältnis entsteht durch einen Arbeitsvertrag, bei dem sich ein Arbeitnehmer zur Erbringung einer bestimmten geistigen oder körperlichen Arbeitsleistung und ein Arbeitgeber zur Bezahlung des festgelegten Lohnes verpflichten. Die wesentlichen Rechtsgrundlagen, die dieses zweiseitige Rechtsgeschäft regeln, sind nach wie vor das Zivilgesetzbuch (V. Buch) aus dem Jahr 1942 und die jeweiligen Kollektivverträge auf Branchenebene bzw. der Kategorie.
6.1 Individuelle Arbeitsverträge
Der Arbeitsvertrag kann grundsätzlich schriftlich oder mündlich zustande kommen. Wird der Arbeitsvertrag mündlich abgeschlossen, so hat der Arbeitgeber die Pflicht, dem Arbeitnehmer den Arbeitsort und die Arbeitszeit, den Beginn und die Dauer des Arbeitsverhältnisses, die Einstufung und die Entlohnung sowie auch den angewandten Kollektivvertrag mitzuteilen. Befristete Arbeitsverträge müssen immer schriftlich vereinbart werden. Ansonsten gelten sie als unbefristet. Gleiches gilt für fast alle Sonderformen der Arbeitsverhältnisse, die nicht unbefristet sind oder verkürzte Arbeitszeiten vorsehen. 

Merke

Auch Arbeitsverträge, die annulliert oder sogar für nichtig erklärt werden, sind für die gesamte Dauer der Arbeitsleistung gültig.
Beispiel

Markus hat sechs Monate als Fliesenleger bei der Firma Schwarz gearbeitet. Als er feststellt, dass er nicht angemeldet ist, teilt er dem Arbeitgeber mit, dass er nicht länger zur Schwarzarbeit bereit ist. Er wird fristlos entlassen und sein Arbeitgeber weigert sich, ihm den letzten Monatslohn auszuzahlen. Daraufhin wendet sich Markus an eine Gewerkschaft und erstattet Anzeige gegen den Arbeitgeber. Die Firma Schwarz wird verurteilt und muss ihm neben dem noch ausständigen Lohn alle zustehenden Lohnelemente (Anteil des 13. Monatsgehalts, nicht genossener Urlaub, Überstunden …) bezahlen und die Sozialversicherungsbeiträge für die gesamte Dauer des Arbeitsverhältnisses entrichten. Markus könnte sogar die Entlassung anfechten, da diese mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht gerechtfertigt ist.

6.2 Aufgaben des Arbeitnehmers

Bei der persönlichen Erbringung der geschuldeten Arbeitsleistung muss sich der Arbeitnehmer an die Sorgfaltspflicht halten und dabei die Weisungen des Arbeitgebers befolgen. Im Gegensatz zum Selbstständigen, der seine Tätigkeit frei ausübt und nur für den Erfolg seiner Arbeit verantwortlich ist, unterliegt der Arbeitnehmer der Gehorsamspflicht. Er muss alle Weisungen des Arbeitgebers befolgen, die Betriebsgeheimnisse wahren und darf keine Tätigkeit ausüben, die in Konkurrenz zum Betrieb steht.

Beispiel

Ein Mechaniker, der als abhängiger Arbeitnehmer für eine Autowerkstatt arbeitet, repariert am Wochenende die PKWs von Freunden und Bekannten in der eigenen Garage. Der Arbeitgeber erfährt das. Kann der Arbeitgeber nachweisen, dass der Arbeitnehmer ihm damit einen Schaden zugefügt hat, könnte dies einen schwerwiegenden Grund für eine Entlassung darstellen.

Merke

	Arbeitsverhältnis
	Werkvertrag

(Selbstständige)
	Arbeitsvertrag

(abhängige Arbeitnehmer)

	Merkmale
	Dienstleistung/Herstellung eines Werks gegen Entgelt
	Arbeitsleistung in persönlicher und wirtschaftlicher Abhängigkeit

	Pflichten
	fachgemäße Ausführung
	Arbeitsleistung

Sorgfaltspflicht

Gehorsamspflicht

Treuepflicht (Konkurrenzverbot und Schweigepflicht)


6.3 Entlohnung

Die wichtigste Pflicht des Arbeitgebers ist neben dem Schutz der Gesundheit und der Achtung der Würde des Arbeitnehmers die Bezahlung des kollektivvertraglich festgelegten Entgelts. Die Höhe der Entlohnung muss der Qualität und dem Umfang der Arbeitsleistung entsprechen und dem Arbeitnehmer und seiner Familie ein freies und würdiges Leben ermöglichen (Verfassung, Art. 36). Somit ist die Entlohnung indirekt durch die Verfassung gewährleistet. Es gibt in Italien allerdings keinen gesetzlichen Mindestlohn. Die Entlohnungshöhe wird im Wesentlichen von den nationalen Kollektivverträgen, den Landes- und Betriebsabkommen (wo vorhanden) und natürlich auch durch individuelle Vereinbarungen festgesetzt. In der Regel darf der kollektivvertragliche Mindestlohn nicht unterschritten werden. 

Bei der Festlegung der Entlohnung sind insbesondere zwei weitere Prinzipien zu beachten:

1. Prinzip der Nicht-Diskriminierung: Für die gleiche Arbeit muss derselbe Lohn entrichtet werden. Eine abweichende Lohnhöhe muss sachlich gerechtfertigt sein, z. B. durch eine höhere berufliche Qualifikation oder Zusatzaufgaben.

2. Prinzip des Nicht-Verzichtes: Wechselt jemand innerhalb des Betriebes seine Aufgabe und übt danach eine gleichwertige Tätigkeit aus, steht ihm dieselbe Entlohnung zu wie vor dem Wechsel.

Die Entlohnung umfasst den laufenden Lohn, der aufgrund der tatsächlichen Arbeitsleistung berechnet wird, und weitere regelmäßige und außerordentliche Lohnelemente. Die Summe aller Lohnelemente stellt die Grundlage für die Berechnung der Sozialabgaben dar.

Die Bruttoentlohnung besteht aus mehreren Lohnelementen, die im Lohnstreifen angeführt werden müssen und nach Abzug der Sozialabgaben die Steuergrundlage (= das steuerpflichtige Einkommen) darstellen.

	Grundlohn (paga base bzw. minimo contrattuale)
	Der Grundlohn wird in den gesamtstaatlichen Kollektivverträgen unter Berücksichtigung der Einstufung festgelegt.

	Kontingenzzulage (indennità di contingenza)
	Es handelt sich hierbei um ein Lohnelement, das bis zum 31. Dezember 1991 die Funktion hatte, die Löhne an die Inflation anzupassen. Die bis dahin angereiften Beträge bleiben jedoch aufrecht und sind heute ein fixes Lohnelement. Heute wird der Inflationsausgleich im Wesentlichen über die gesamtstaatlichen Kollektivverträge festgelegt. 

	Drittes Lohnelement (elemento distinto della retribuzione)
	Dieses wird seit 1. Jänner 1993 allen Beschäftigten der Privatwirtschaft ausbezahlt. Es beträgt in der Regel 10,33 €, die jährlich 13 Mal ausbezahlt werden.

	Dienstalterszulage (scatti di anzianità)
	Zulage, die in bestimmten Zeitabständen (2 bis 3 Jahre) anreift, wenn der Arbeitnehmer im selben Betrieb bleibt. Die Höhe und die Modalitäten werden kollektivvertraglich festgelegt.

	Ergebnisprämien, leistungsorientierte Lohn​bestandteile, “Produktivi​tätsprämien”

(premio di risultato)
	Hierbei handelt es sich um Lohnelemente, die nur dann ausbezahlt werden, wenn bestimmte Ergebnisse erzielt werden. Grundsätzlich können sich diese Kriterien auf die Menge, die Qualität oder auch den Wert der Produkte beziehen. Beispiele: Stückzahl und Qualität; Anwesenheit bei Telefonisten/Telefonistinnen; Fehlerfreiheit des Produktes oder der Dienstleistung; Zufriedenheit der Kundschaft in einem Hotel. Die Auszahlungshäufigkeit ist unterschiedlich.

Im Detail werden diese Ergebnisprämien durch Betriebs- oder Landeszusatzabkommen geregelt. Die Ergebnisprämien werden von den Sozialabgaben geringer belastet.

In manchen Fällen werden auf lokaler oder betrieblicher Ebene sog. „Produktionsprämien“ vereinbart, die allerdings nicht an das Erreichen bestimmter Zielsetzungen gebunden ist, sondern als „indirekter Anreiz“ dienen.



	Überkollektivvertraglicher Mehrlohn / Übertarif

(superminimo)
	Er dient dazu, den Grundlohn anzuheben. Dieser Teil der Entlohnung wird für einzelne oder für alle Arbeitnehmer eines Betriebes vereinbart, kann aber auch vom Betrieb einseitig vergeben werden. 

	Mensa(ersatz)zulage und Essensgutscheine (indennità di mensa)
	Diese Zulage ist in vielen Kollektivverträgen – z. B. im Bauwesen – vorgesehen (derzeit bis zu € 5,29 steuerfrei). 

	Verschiedene Zulagen
	Dazu gehören Kassazulage, Schichtzulage, Gefahrenzulage, Unter-Tage-Zulage usw.

	Außendienstzulage (indennità di trasferta)
	Für Außendienste außerhalb der Gemeinde des Betriebssitzes können Außendienstpauschalen zuerkannt werden. Zusätzlich dazu können belegte Spesen, die der oder die Beschäftigte im Außendienst vorgestreckt hat, zum Teil oder zur Gänze rückvergütet werden.

	Akkord (cottimo)
	Diese Entlohnungsform wird von den Kollektivverträgen geregelt und steht im direkten Zusammenhang mit der erbrachten Arbeitsleistung (Zeit- oder Stückakkord). Sie wird zunehmend von den Produktions- und Ergebnisprämien abgelöst.

	Familiengeld (assegno per il nucleo familiare)
	Das Familiengeld wird aufgrund des Familieneinkommens und der Anzahl der Familienmitglieder vom Arbeitgeber ausbezahlt. Dieser verrechnet es mit dem INPS/NISF.

	Dreizehnter Monatslohn (tredicesima mensilità)
	Der 13. Monatslohn entspricht in der Regel einem Monatslohn (1/12 eines Jahreslohns je gearbeiteten Monat).

	Vierzehnter Monatslohn

(quattordicesima mensilità)
	Einige Kollektivverträge oder Betriebsabkommen sehen neben dem 13. zusätzliche Monatslöhne vor.


Stichwort „retribuzione” im italienischen Arbeitsrechtswiki: http://www.wikilabour.it/AllPages.aspx?Cat=Retribuzione 

Die Sozialabgaben werden zum Großteil vom Arbeitgeber und zu einem kleineren Teil vom Arbeitnehmer bezahlt. Für die Einzahlung der Sozialabgaben ist der Arbeitgeber verantwortlich, der die monatlichen Beträge jeweils bis zum 16. des darauffolgenden Monats dem INPS/NISF entrichten muss.

Die Einkommenssteuer (IRPEF) wird monatlich auf den Bruttolohn nach Abzug der Sozialabgaben berechnet und muss vom Arbeitgeber bis zum 16. des darauffolgenden Monats an die Steuerbehörde überwiesen werden. Am Jahresende wird der Steuerausgleich gemacht. Das gesamte Jahreseinkommen, die eingezahlten Sozialversicherungsbeiträge und Steuern werden in der Sammelbestätigung CU (Certificazione Unica) bescheinigt, die dem Arbeitnehmer bis spätestens Ende Februar ausgehändigt werden muss. Diese Sammelbestätigung enthält die wesentlichen Einkommens- und Versicherungsdaten und dient als Grundlage für eine eventuelle Steuererklärung (Mod. UNICO PF oder Mod. 730).

Die Abfertigung (Trattamento di Fine Rapporto – TFR) ist ein weiteres Lohnelement, das jedem Arbeitnehmer zusteht und ungefähr eine Monatsentlohnung pro Jahr ausmacht. Die Abfertigung verbleibt im Betrieb, muss jährlich aufgewertet und bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses ausbezahlt werden. In bestimmten Fällen (Kauf der Erstwohnung und Arztspesen) hat der Arbeitnehmer die Möglichkeit, einen Vorschuss von maximal 70 % der angereiften Abfertigung zu beantragen. Seit 2006 müssen die Beschäftigten innerhalb von sechs Monaten ab Beginn eines neuen Arbeitsverhältnisses entscheiden, ob sie die anreifende Abfertigung im Betrieb lassen (und das Recht auf Auszahlung bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses beibehalten) oder in einen Zusatzrentenfonds einzahlen wollen. Erfolgt keine ausdrückliche (schriftliche) Entscheidung, wird die Abfertigung automatisch einem Zusatzrentenfonds zugeführt. Die Entscheidung für den Zusatzrentenfonds ist unumkehrbar, sie kann auch bei späteren Arbeitsverhältnissen nicht mehr zurückgenommen werden.

Beispiel

Patrick G. arbeitet seit acht Jahren als Magazineur in einem Kaufhaus. Er möchte einen neuen Wagen kaufen und beantragt deswegen die Auszahlung von 50 % der bereits angereiften Abfertigung. Der Personalchef teilt ihm mit, dass für den Ankauf eines Autos vom Gesetz her kein Vorschuss gewährt werden muss. Allerdings kann das Unternehmen freiwillig zu jeder Zeit und auch ohne Begründung des Arbeitnehmers einen Vorschuss gewähren. 

Stichwort „Trattamento fine rapporto” im italienischen Arbeitsrechtswiki:

http://www.wikilabour.it/TFR%20%28trattamento%20di%20fine%20rapporto%29.ashx 

6.4 Arbeitszeit

Die Arbeitszeit ist ein wesentlicher Bestandteil des Arbeitsverhältnisses. Sie umfasst den Zeitabschnitt, in dem der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber für die Ausübung der vertraglich festgelegten Tätigkeit zur Verfügung steht. Durch die gesetzliche Regelung der Arbeitszeit werden überlange Arbeitszeiten und damit die Überforderung der Arbeitnehmer verhindert. Als Arbeitszeit gilt in der Regel die effektiv gearbeitete Zeit, die nicht die Pausen und den Weg zur Arbeit umfasst. Der Arbeitgeber kann in Absprache mit dem Arbeitnehmer die in den Kollektivverträgen und individuellen Vereinbarungen festgelegte tägliche und wöchentliche Arbeitszeit nur dann abändern, wenn dadurch nicht einzelne Arbeitnehmer diskriminiert oder benachteiligt werden. Die Ermächtigungsverordnung Nr. 66/03 und nachfolgende Gesetze haben vor einigen Jahren die normale und maximale Arbeitszeit, die Überstundenarbeit, die Nachtarbeit, die Pausen, den Ruhetag und den Urlaub neu geregelt. Im Großen und Ganzen handelt es sich dabei um eine Mindestregelung, deren konkrete Handhabung in den meisten Fällen auf die Kollektivverträge verweist. 

Die wöchentliche Arbeitszeit beträgt in der Regel durchschnittlich 40 Stunden. Die gesetzlich festgelegte Höchstarbeitszeit sieht vor, dass der Arbeitnehmer durchschnittlich nicht länger als 48 Wochenstunden einschließlich Überstunden arbeiten darf und jährlich nicht mehr als 250 Überstunden leisten darf. 

Diese Höchstgrenze dient dem Schutz der Gesundheit und Sicherheit der Beschäftigten und ermöglicht es zugleich dem Betrieb, seine Erfordernisse durch ein gewisses Ausmaß an Flexibilisierung zu berücksichtigen.

Die Höchstgrenze für die tägliche Arbeitszeit wurde zwar abgeschafft, ist aber indirekt dadurch festgelegt, dass eine zusammenhängende tägliche Ruhezeit von mindestens elf Stunden vorgesehen ist. Darüber hinaus müssen die Pflichtpausen während der Arbeitszeit berücksichtigt werden, wenn diese mehr als sechs Stunden beträgt.

Als Überstunden bezeichnet das Gesetz alle Arbeitsstunden, die über die normale wöchentliche Arbeitszeit hinaus geleistet werden. Grundsätzlich sollten Überstunden eine Ausnahme sein, die Höchstarbeitszeit darf jedoch in Ausnahmesituationen wie Naturkatastrophen, Gefahrsituationen und anderen Sonderfällen überschritten werden.

Die Überstunden können durch arbeitsfreie Stunden bzw. Tage ausgeglichen oder mit einem erhöhten Stundenlohn vergütet werden. Die Beweispflicht für geleistete Überstundenarbeit liegt beim Arbeitnehmer.

Jeder Arbeitnehmer hat Anrecht auf einen vollen wöchentlichen Ruhetag, der möglichst auf den Sonntag fallen sollte. Der wöchentliche Ruhetag muss mit der täglichen Ruhezeit von elf Stunden zusammenfallen, um eine wöchentliche Ruhezeit von mindestens 35 zusammenhängenden Stunden zu ermöglichen. Die Ausnahmefälle für besondere Wirtschaftsbereiche und Berufskategorien sind durch eigene Bestimmungen geregelt.

Beispiel

Werner H. ist Schichtarbeiter in einem Industriebetrieb. Am Samstag hat er bis 14 Uhr Turnus und kann anschließend seinen wöchentlichen Ruhetag in Anspruch nehmen. Er darf frühestens für die Frühschicht am Montag (6 Uhr) eingesetzt werden.

Stichwort „orario di lavoro” im italienischen Arbeitsrechtswiki:

http://www.wikilabour.it/Orario%20di%20lavoro.ashx 

6.5 Recht auf Urlaub

Jeder Arbeitnehmer hat ein gesetzlich verankertes Anrecht auf vier Wochen Urlaub pro Jahr, der nicht ausbezahlt werden darf. Die einzelnen Kollektivverträge können auch längere Urlaubszeiten vorsehen. Der Arbeitgeber muss auf Verlangen des Arbeitnehmers jährlich mindestens zwei zusammenhängende Urlaubswochen gewähren. Die anderen zwei Wochen kann der Arbeitnehmer auch getrennt beantragen, sie müssen aber innerhalb von 18 Monaten ab dem Ende des betreffenden Jahres gewährt werden. 

Eventuelle weitere, über die gesetzliche Mindestdauer von vier Wochen hinaus zustehende Urlaubszeiten können auch ausbezahlt werden. Die Ermächtigungsverordnung Nr. 151/2015 hat die Möglichkeit geschaffen, diese Urlaubstage an Arbeitskollegen, deren Kinder schwerwiegende gesundheitliche Probleme haben, unentgeltlich abzutreten.

Der genaue Zeitpunkt des Urlaubs wird vom Arbeitgeber bestimmt, der dabei die Bedürfnisse des Unternehmens und des Arbeitnehmers berücksichtigen muss.

Beispiel

Marika G. arbeitet seit 1. Februar bei der Landesverwaltung. Als Landesbedienstete hat sie Anspruch auf 30 Urlaubstage pro Jahr. Da sie einen Teil des angereiften Urlaubs noch im laufenden Jahr nehmen muss, beantragt sie 25 Urlaubstage ab 1. November. Ihr Vorgesetzter teilt ihr mit, dass sie bis Ende Oktober 22,5 Urlaubstage angereift hat und gewährt ihr nur 20 Urlaubstage (vier Wochen). Den Resturlaub wird sie im darauffolgenden Jahr beantragen bzw. sich auszahlen lassen.

Stichwort „ferie“ im italienischen Arbeitsrechtswiki:

http://www.wikilabour.it/Ferie.ashx
6.6 Schutz der Mutterschaft und Vaterschaft

Im Jahr 1971 wurde der Schutz der arbeitenden Mütter neu geregelt und im Sinne der verfassungsrechtlich verankerten Grundsätze weitgehend verbessert. So wurde u. a. der Entlassungsschutz für (werdende) Mütter ab dem Ausstellungsdatum des Schwangerschaftszeugnisses bis zur Vollendung des ersten Lebensjahres des Kindes eingeführt. Fast 30 Jahre später kam es mit dem Gesetz Nr. 53/2000 zu weiteren wichtigen Neuerungen, die vor allem die Erziehungsrechte der Väter aufgewertet und das Recht auf Dienstfreistellungen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern aus schwerwiegenden Gründen stark erweitert haben. Diese Bestimmungen und alle vorhergehenden Gesetze zum Schutz der Mutterschaft und Elternschaft wurden in der Ermächtigungsverordnung Nr. 151/2001 zusammengefasst.

Die obligatorische Freistellung der (werdenden) Mütter von der Arbeit gilt in der Regel für zwei Monate vor dem vorgesehenen Geburtstermin (drei Monate bei besonders schweren Arbeiten, z. B. im Gastgewerbe) und für drei Monate nach der Geburt des Kindes. Die Pflichtfreistellung kann jedoch flexibel gestaltet werden. Die werdende Mutter kann den Pflichturlaub erst einen Monat vor dem vorgesehenen Geburtstermin in Anspruch nehmen, um dafür die Zeit nach der Geburt um einen Monat zu verlängern.

Während der obligatorischen Freistellung bekommen die Mütter vom INPS/NISF das Schwangerschafts- bzw. Mutterschaftsgeld im Ausmaß von 80 % des Lohnes. Steht die angehende Mutter noch im Arbeitsverhältnis, zahlt der Arbeitgeber das Mutterschaftsgeld mit dem Gehalt aus, wobei fast alle Kollektivverträge die Aufstockung auf 100 % des vorherigen Gehaltes durch den Arbeitgeber vorsehen. Die Zeit des Pflichturlaubs zählt voll für das Anreifen des Urlaubs, des 13. Monatslohns und für das Dienstalter. Die Pflichtenthaltung von drei Monaten nach der Geburt kann bei schwerer Erkrankung oder Todesfall der Mutter oder in anderen schwerwiegenden Fällen vom Vater beantragt werden.

Bis zur Vollendung des ersten Lebensjahres des Kindes kann die Mutter (in Ausnahmefällen der Vater) täglich bis zu zwei bezahlte Stunden als Ruhepausen nutzen. Die Verteilung dieser Stunden erfolgt in Absprache mit dem Betrieb.

Der Elternurlaub umfasst insgesamt elf Monate und kann bis zur Vollendung des achten Lebensjahres des Kindes von jedem Elternteil für jeweils maximal sechs Monate in Anspruch genommen werden. Beansprucht der Vater mindestens drei Monate, wird der gesamte Zeitraum des Elternurlaubs auf 11 Monate und der Zeitraum für den Vater auf 7 Monate erhöht. Die ersten sechs Monate der Elternzeit werden mit 30 % des Monatslohns vergütet, sofern sie bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres des Kindes beantragt werden. Die weiteren Monate der Elternzeit werden nur bei geringem Einkommen mit 30 % des Monatslohns vergütet. Im öffentlichen Dienst ist eine familienfreundlichere Regelung der Elternzeit vorgesehen.

Um die gleichmäßigere Aufteilung der Kinderbetreuung zwischen den Geschlechtern zu fördern, ist eine – noch symbolische – obligatorische Vaterschaftszeit von zwei Tagen vorgesehen.

Während der gesamten Schwangerschaft und bis zur Vollendung des ersten Lebensjahres des Kindes dürfen Frauen keine Nachtarbeit leisten. Zudem darf der Mutter während der gesamten Schwangerschaft und bis sieben Monate nach der Geburt des Kindes keine schwere Arbeit zugewiesen werden.

Bei Erkrankung des Kindes können beide Elternteile bis zu seinem dritten Lebensjahr unbezahlten Wartestand beanspruchen, danach und bis zur Vollendung des achten Lebensjahres stehen beiden Eltern jährlich je fünf unbezahlte Arbeitstage zu.

Eltern, die ein Kind aus dem Inland vor dem 6. Lebensjahr bzw. ein Kind aus dem Ausland vor dem 12. Lebensjahr adoptieren oder in Pflege nehmen, haben ähnliche Rechte wie nach der Geburt eines eigenen Kindes. Die Mutter hat nach Aufnahme des Kindes in die Familie Anspruch auf die dreimonatige Pflichtfreistellung. Darüber hinaus können die Eltern den fakultativen Elternurlaub für die Dauer von sechs Monaten beantragen.

Stichwort „congedi parentali” im italienischen Arbeitsrechtswiki:

http://www.wikilabour.it/Lavoratrice%20madre.ashx#I_congedi_parentali_5
6.7 Kündigung und Kündigungsschutz
Bei der Auflösung eines Arbeitsverhältnisses ist zu unterscheiden, ob es sich um einen befristeten oder unbefristeten Vertrag handelt und ob der Arbeitnehmer oder der Arbeitgeber die Kündigung beantragt. Die Kündigung durch den Arbeitgeber wird auch Entlassung genannt.

Befristete Arbeitsverträge können in der Regel nicht vorzeitig beendet werden, sie enden automatisch mit Ende der vereinbarten Laufzeit. Laut Ermächtigungsverordnung Nr. 81/2015 darf die Dauer eines befristeten Vertrags bei einem Arbeitgeber insgesamt 36 Monate nicht überschreiten. Zwischen den einzelnen Verträgen muss es Unterbrechungen geben.

Beispiel

Markus P. hat einen befristeten Arbeitsvertrag als Briefträger unterzeichnet. Nach zwei Monaten wird ihm ein unbefristeter Arbeitsvertrag in der Privatwirtschaft angeboten. Er teilt der Postverwaltung mit, dass er die neue Arbeitsstelle zu Monatsbeginn antreten muss. Markus P. muss dabei kontrollieren, ob in seinem befristeten Arbeitsvertrag die Möglichkeit zur Auflösung des Arbeitsverhältnisses besteht. Ist dies nicht der Fall, muss Markus P. seinen Arbeitsvertrag erfüllen oder dem Arbeitgeber die restliche Zeit vergüten.

Ein unbefristeter Arbeitsvertrag kann vom Arbeitnehmer unter Berücksichtigung der Kündigungsfrist jederzeit aufgelöst werden. Die Kündigung muss schriftlich erfolgen. Bei Nichtbeachtung der Kündigungsfrist muss der Arbeitnehmer eine Entschädigung für die nicht gearbeiteten Arbeitstage leisten. Ein fristloser Rücktritt vom Arbeitsverhältnis kann dann erfolgen, wenn der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis durch irgendeinen Umstand dauerhaft und schwerwiegend beeinträchtigt (z. B. Nicht-Zahlung des Lohnes). Während der Probezeit kann das Arbeitsverhältnis von beiden Seiten jederzeit und ohne Angabe eines Grundes fristlos beendet werden.

Der Schutz vor Kündigung durch den Arbeitgeber gibt dem Beschäftigten eine gewisse Sicherheit des Arbeitsplatzes. Der Kündigungsschutz betrifft sowohl den Schutz des Arbeitnehmers vor einer Entlassung als auch seine Rechte nach einer ungerechtfertigten Kündigung. Beachtet werden muss:

(1) die Vorgehensweise bei einer Entlassung,

(2) in welchen Fällen eine Entlassung zulässig ist, 

(3) welche Rechte dem zu Unrecht gekündigten Arbeitnehmer zustehen.

(1) Die Kündigung muss dem Arbeitnehmer schriftlich mitgeteilt werden. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die Gründe für eine Entlassung im Kündigungsschreiben anzuführen.

Sieht der betreffende Kollektivvertrag nichts Gegenteiliges vor, läuft die Kündigungsfrist ab dem Tag des Erhalts der Kündigung. Die Kündigungsfristen werden von den einzelnen Kollektivverträgen festgelegt und sind je nach Arbeitnehmerkategorie (Arbeiter/Angestellte), Einstufung und Dienstalter unterschiedlich. Die Kündigungsfrist muss sowohl vom Arbeitgeber als auch vom Arbeitnehmer eingehalten werden. Bei Nichtbeachtung dieser Frist von Seiten eines Vertragspartners hat der andere Vertragspartner das Recht auf eine Entschädigung, die den Lohn und alle Lohnelemente umfasst, die im betreffenden Zeitraum angereift wären (Kündigungsfristentschädigung).
Beispiel

Emma K. ist derzeit Verkäuferin in einem Lebensmittelgeschäft. Sie ist ausgebildete Sozialbetreuerin und hat mit Erfolg an einem Wettbewerb teilgenommen. Um die neue Stelle rechtzeitig antreten zu können, muss sie fristlos kündigen. Für die Nichteinhaltung der fünfzehntägigen Kündigungsfrist muss sie dem Arbeitgeber eine Entschädigung im Ausmaß von 530 € bezahlen.

Ab März 2016 müssen Kündigungen durch den Arbeitnehmer und einvernehmliche Auflösungen des Arbeitsverhältnisses auf elektronischem Weg (über die Internetseite des Arbeitsministeriums: www.lavoro.gov.it) vorgenommen werden. Sie können auch über Gewerkschaften oder Patronate erfolgen und innerhalb von 7 Tagen widerrufen werden. Das elektronische Verfahren ermöglicht die genaue Festlegung des Kündigungszeitpunktes und soll dem Missbrauch von sogenannten „Blankokündigungen“ Einhalt gebieten. Dabei mussten Arbeitnehmer bei ihrer Anstellung ein Kündigungsschreiben unterzeichnen, das der Arbeitgeber zu einem späteren Zeitpunkt zur Umgehung des Kündigungsschutzes verwenden konnte.
(2) Der Arbeitgeber darf Beschäftigte nur bei Vorliegen bestimmter, vom Gesetz vorgesehener Kündigungsgründe entlassen. Anhand dieser lassen sich die Entlassungen in drei Kategorien unterteilen:

· Entlassungen aus disziplinarischen Gründen

· Entlassungen aus wirtschaftlichen Gründen

· Entlassungen aus diskriminierenden Gründen und nichtige Entlassungen

Entlassungen aus disziplinarischen (oder subjektiven) Gründen (giustificato motivo soggettivo)
 hängen mit dem Verhalten des Arbeitnehmers zusammen und umfassen die Kündigung aus einem wichtigen Grund (giusta causa)
 und jene aus rechtfertigendem Grund (giustificato motivo)
. 

Eine Kündigung aus einem wichtigen Grund ist gerechtfertigt, wenn ein unheilbarer Bruch des Vertrauensverhältnisses vorliegt und die Fortführung des Arbeitsverhältnisses auch nicht für kurze Zeit zumutbar wäre. Entlassungen aus wichtigem Grund sind fristlos und müssen vom Arbeitgeber bewiesen werden. In folgenden Fällen kann eine Entlassung wegen eines wichtigen Grundes vorgenommen werden:

1. Diebstahl im Betrieb

2. Unbegründete und wiederholte Verweigerung der Arbeitsleistung

3. Verursachung von großem moralischem oder materiellem Schaden zu Lasten des Betriebes

4. Unterschlagung von wichtigen Unterlagen

5. Sexuelle Übergriffe

6. Arbeit für Dritte während des Krankenstandes

Die Entlassung aus rechtfertigendem Grund beruht auf einer weniger schwerwiegenden Verletzung der Vertragspflichten. Darunter fallen z. B.:

· Drohungen gegen Kollegen und Arbeitgeber 

· unentschuldigtes Verlassen des Arbeitsplatzes

· Verletzung der Disziplinarordnung (z. B. wiederholte Unpünktlichkeit)

Wirtschaftliche Gründe (giustificato motivo oggettivo, motivi economici)
 rechtfertigen Einzel- und Massenentlassungen
, mit denen Betriebe ihren Personalstand verringern. Diese Entlassungen sind zulässig, wenn Betriebe wegen einer Krisenlage ihre Tätigkeit reduzieren oder einstellen müssen und wenn sie ihre Produktion neu organisieren. Massenentlassungen betreffen mehr als 5 Mitarbeiter innerhalb von 120 Tagen und müssen in Absprache mit den Gewerkschaften erfolgen.

Diskriminierende Entlassungen beenden das Arbeitsverhältnis wegen der politischen Anschauungen, des Glaubens, der Mitgliedschaft und Betätigung in Gewerkschaften, des Geschlechts, der Rasse, der Sprache, des Alters, der sexuellen Orientierung, eines gesundheitlichen Handicaps oder der persönlichen Einstellungen des Beschäftigten.

Neben den diskriminierenden Entlassungen gibt es eine weitere Reihe von Kündigungen, die nichtig und damit vollkommen unwirksam sind. Zu ihnen zählen unter anderem Kündigungen bei Mutterschaft, Elternurlaub oder Freistellung wegen Krankheit des Kindes.

(3) Art. 18 des Arbeiterstatuts gewährleistete den Arbeitnehmern in Italien bei unrechtmäßiger Kündigung in der Regel sowohl das Recht auf Wiedereinstellung als auch auf Entschädigung für den erlittenen Lohnausfall. 2015 hat die Regierung Renzi den Bereich grundlegend neu geregelt und diesen Schutz mit wenigen Ausnahmen auf einen Schadenersatzanspruch reduziert. Angesichts der hohen Arbeitslosigkeit in Italien soll eine leichtere Kündbarkeit neuer Mitarbeiter die Betriebe dazu veranlassen, wieder vermehrt Beschäftigte aufzunehmen. Auch soll sie Betriebe dazu anregen, prekäre Arbeitsverhältnisse in Verträge auf unbefristete Zeit umzuwandeln. Die Neuerungen gelten nur für die Privatwirtschaft, im öffentlichen Dienst (Beamte, Lehrer) wird der bisherige Kündigungsschutz mit Anspruch auf Wiedereinstellung beibehalten. Welcher Schutz einem Arbeitnehmer, der ungerechtfertigterweise entlassen wurde, im konkreten Fall zukommt, hängt von der Art und dem Grund seiner Entlassung ab.

Diskriminierende und nichtige Entlassungen sind (zusammen mit den mündlichen Kündigungen) die einzigen, für die auch nach der Arbeitsmarktreform von 2015 der volle Kündigungsschutz gilt. Dieser sieht die Wiedereinstellung in den Arbeitsplatz und einen Schadenersatz in der Höhe des entgangenen Lohnes, in jedem Fall aber von mindestens 5 Monatsgehältern vor. Der Arbeitnehmer kann sich auch ausschließlich für Schadenersatz entscheiden. Dieser beträgt dann 15 Monatsgehälter.

Für Entlassungen aus disziplinarischen und wirtschaftlichen Gründen, die vom Richter für unrechtmäßig erklärt wurden, galten bis 2015 unterschiedliche Regelungen aufgrund der Betriebsgröße: Beschäftigte in Betrieben mit weniger als 15 Mitarbeitern hatten lediglich einen Anspruch auf finanzielle Entschädigung, jene in Betrieben mit mehr als 15 Mitarbeitern auch das Recht auf Wiedereinstellung. 

Dieser umfassende Kündigungsschutz steht heute auch in größeren Betrieben nur mehr jenen Beschäftigten zu, deren Arbeitsverhältnis vor Mai 2015 begonnen hat. Lohnabhängige, die nach diesem Datum ein Arbeitsverhältnis eingegangen sind, können im Falle einer unrechtmäßigen Kündigung nicht mehr eine Wiedereinstellung in den Arbeitsplatz verlangen (außer das Gericht stellt bei einer Entlassung aus disziplinarischen Gründen fest, dass das beanstandete Verhalten, z. B. der Diebstahl, nicht gegeben war). Ihnen steht lediglich eine Entschädigung zu, so wie bisher den Beschäftigten in kleineren Betrieben. Im Unterschied zu diesen kommen die Neuangestellten in Betrieben mit mehr als 15 Mitarbeitern in den Genuss eines mit der Zeit zunehmenden Kündigungsschutzes: Je länger ein Mitarbeiter in einem Betrieb gearbeitet hat, desto höher fällt die Entschädigung für eine ungerechtfertigte Entlassung aus. Für jedes Dienstjahr muss der Betrieb eine Schadenersatzzahlung in der Höhe von zwei Monatsgehältern leisten, wobei die Entschädigung zwischen mindestens vier und höchstens 24 Monatsgehältern liegt.

Welcher Schutz bei einer unrechtmäßigen Entlassung zur Anwendung kommt, hängt also von der Art der Kündigung (diskriminierende und nichtige Entlassung), der Größe des Betriebes, dem Zeitpunkt der Anstellung (nach Mai 2015) und der Beschäftigungsdauer im Betrieb ab:









Beispiele
Vera K. und Claudia F. werden von ihrem Arbeitgeber, einem Callcenter, entlassen. Das Gericht stellt fest, dass die wirtschaftlichen Gründe, mit denen der Betrieb die Kündigungen gerechtfertigt hat, nicht bestehen. Das Unternehmen mit 80 Angestellten hat nämlich kurz nach den Entlassungen neue Mitarbeiter mit befristeten Verträgen eingestellt. Da Vera K. seit 2013 für das Callcenter arbeitet, muss sie in ihren Arbeitsplatz wieder eingesetzt werden. Das Gericht spricht ihr auch einen Schadenersatz in der Höhe des entgangenen Gehalts zu. Claudia F. war hingegen erst ein Jahr im Callcenter tätig, ihre Arbeit hatte sie im August 2015 aufgenommen. Sie erhält lediglich eine Entschädigung in der Höhe von zwei Monatsgehältern.
Elias B. arbeitet als Kellner in einem Café, Maximilian T. als Koch in einem Krankenhaus. Beide werden entlassen, weil sie während des Krankenstandes am Wochenende für wenige Stunden bei einem Catering-Service ausgeholfen haben. Das Arbeitsgericht erachtet die Entlassung als überzogene Sanktion und erklärt sie für ungerechtfertigt. Die beiden sind am Montag wieder zur Arbeit erschienen und hätten lediglich die Krankschreibung auf Freitag begrenzen müssen, um korrekt zu handeln. Daher, so argumentiert das Gericht, läge kein unheilbarer Bruch des Vertrauensverhältnisses mit dem Arbeitgeber vor. In der Folge ordnet es für den öffentlich Bediensteten Maximilian T. die Wiedereinstellung und eine Entschädigung für den Lohnausfall an. Elias B. hat hingegen als Angestellter eines Kleinbetriebs und aufgrund seines Dienstalters nur Anrecht auf eine Entschädigung in der Höhe von 5 Monatsgehältern. Eine Wiedereinstellung wäre nur möglich, wenn sich die Anschuldigung, im Krankenstand gearbeitet zu haben, als unwahr erweisen würde.

Um Streitfälle vor Gericht zu vermeiden, sieht die Reform eine neue Form von Schlichtung vor: Der Arbeitgeber bietet dem gekündigten Arbeitnehmer eine sofortige Entschädigungszahlung an, die sich auf ein Monatsgehalt pro Beschäftigungsjahr mit einer Höchstgrenze von 18 Monatsgehältern beläuft. Nimmt der Arbeitnehmer das Angebot an, so verzichtet er auf ein Gerichtsverfahren und das Arbeitsverhältnis erlischt. Lehnt der Arbeitnehmer ab, so kann er die Entlassung innerhalb von 60 Tagen ab Erhalt des Kündigungsschreibens (Einschreibebrief mit Rückantwort an den Arbeitgeber) anfechten.

Zusammenfassend: Mit der Reform des Arbeitsrechts von 2015 hat die Regierung versucht den italienischen Arbeitsmarkt flexibler zu gestalten, um den Unternehmen in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit Anreize zur Einstellung von Arbeitnehmern zu geben. „Flexibel“ bedeutet letztlich eine leichtere Kündbarkeit des Lohnabhängigen durch den Arbeitgeber, wenn dieser die Arbeitskraft aus wirtschaftlichen Gründen nicht mehr benötigt.

Dieses Ziel verfolgt der „Jobs Act“ konkret mit zwei Neuerungen:

- Der Arbeitnehmer hat im Falle einer Kündigung, die vom Gericht als unrechtmäßig erachtet wird, nur mehr in wenigen Fällen das Recht, vom Arbeitgeber wiedereingestellt zu werden. Dem Arbeitnehmer steht in der Regel nur eine finanzielle Entschädigung zu. Diese Regelung gilt nur für neu abgeschlossene, unbefristete Verträge in der Privatwirtschaft.

- Ein Arbeitnehmer kann bis zu fünf Mal mit einem befristeten Vertrag beim selben Unternehmen angestellt werden.

Die bisherigen Arbeitsmarktzahlen zeigen, dass die Neuerungen zur Schaffung neuer unbefristeter Arbeitsverhältnisse sowie zur Umwandlung befristeter in unbefristete Verträge beigetragen haben. In welchem Maße dieses Ergebnis auf die allgemeine wirtschaftliche Erholung zurückzuführen ist, bleibt allerdings offen. 

Stichwort „Licenziamento” im italienischen Arbeitsrechtswiki:

http://www.wikilabour.it/AllPages.aspx?Cat=Licenziamento
6.8 Rentenversicherung und Zusatzvorsorge

Die Rentenversicherung ist eine der wesentlichen Säulen des Sozialversicherungssystems. Sie soll den älteren Menschen ein sorgenfreies Leben dadurch ermöglichen, dass bei Erreichen des Pensionsalters das Einkommen aus der eigener Arbeit durch eine Rente ersetzt wird. Die Rentenversicherungsbeiträge der lohnabhängig Beschäftigten werden beim INPS/NISF (Istituto Nazionale della Previdenza Sociale/Nationalinstitut für Soziale Fürsorge) eingezahlt und für die Auszahlung der Renten verwendet. Die wirtschaftliche Basis der gesetzlichen Rentenversicherung ist der sogenannte Generationenvertrag. Durch diesen Vertrag finanzieren die heutigen Erwerbstätigen mit ihren Beiträgen die Rente der Pensionisten, in der Erwartung, dass die kommende Generation dann später für sie die Renten sichert. Die derzeitigen demografischen Entwicklungen zeigen jedoch, dass in Zukunft der Anteil an jungen Menschen abnehmen wird, welche die Renten der Pensionisten finanzieren. Aus diesem Grund musste das Rentenalter in den letzten Jahrzehnten mehrmals erhöht und die Berechnungsgrundlage der Rentenansprüche abgeändert werden.

Mit dem Gesetz Nr. 214 vom 22.12.2011 wurden zahlreiche Neuerungen eingeführt:

· Die Berechnung des Rentenanteils erfolgt ab 1. Jänner 2012 ausschließlich nach dem Beitragssystem.

· Es sind mindestens 20 Beitragsjahre erforderlich, um bei Erreichen des Pensionsalters eine Altersrente zu beziehen.
· Frauen und Männer im öffentlichen Dienst erhalten ab 1. Jänner 2016 die Altersrente erst mit 66 Jahren und 7 Monaten.
· Das Pensionsalter für Frauen, die in der Privatwirtschaft tätig sind, wird stufenweise auf 66 Jahre und 7 Monate angehoben.

· Dasselbe Pensionsalter gilt für Männer, die in der Privatwirtschaft tätig sind, bereits ab 1. Jänner 2016.

· Die Dienstaltersrente wird abgeschafft und durch die vorzeitige Altersrente ersetzt (stufenweise Anhebung der Beitragsjahre).

Zur Berechnung der Rente werden neben den effektiven Arbeitszeiten auch sogenannte Anrechnungszeiten herangezogen. Dazu zählen z. B. Krankenzeiten und Unfallzeiten, Zeiten der Schwangerschaft und der Mutterschaft (auch freiwillige Enthaltung), Zeiten des Bezugs des Arbeitslosengeldes.

Merke

Das INPS/NISF und die anderen Rentenkassen führen für jeden Versicherten ein Versicherungskonto. Die Versicherungszeiten sind unter der jeweiligen Versicherungsnummer gespeichert. Wer das eigene Versicherungskonto überprüfen will, kann bei seiner Rentenkasse einen Versicherungskontoauszug (estratto conto assicurativo) anfordern.

Spätestens nach der Rentenreform von 1995 ist klar, dass die gesetzliche Rente in Zukunft nicht mehr ausreichen wird, um im Alter über ein Einkommen zu verfügen, das den ge​wohnten Lebensstandard sichert. Neben der gesetzlichen Rente wurde bereits Ende des letzten Jahrhunderts der rechtliche Rahmen für die Einrichtung von ergänzenden Renten-fonds (z. B. Laborfonds) geschaffen. Die Mitglieder dieser Fonds bekommen nach der Pensionierung neben der gesetzlichen Rente auch eine Zusatzrente. Die Arbeitnehmer können durch die Einzahlung der Abfertigung dem Laborfonds beitreten. Alle Beschäftigten müssen nämlich bei Beginn eines neuen Arbeitsverhältnisses innerhalb von sechs Monaten entscheiden, ob sie die anreifende Abfertigung im Betrieb lassen wollen, um sich diese zu einem späteren Zeitpunkt auszahlen zu lassen, oder ob ihre Abfertigung in einen Zusatzrentenfonds fließen soll. Wird keine Entscheidung getroffen, erfolgt Letzteres automatisch. Die Arbeitnehmer haben zudem die Möglichkeit, ihren Beitrag über die Abfertigung hinaus zu erhöhen. Die einzelnen Kollektivverträge legen hierfür die Höhe des Beitrags fest, der von Arbeitgeber und Arbeitnehmer eingezahlt wird.
Zum Thema Zusatzrente findet sich hier ein umfangreiches Paket an Unterrichtsmaterialien, ausgearbeitet von Pensplan und dem Deutschen Bildungsressort: http://www.bildung.suedtirol.it/unterricht/wirtschaft-und-recht/finanzielle-bildung/vorsorge
Stichwort „previdenza” und „previdenza complementare“ im italienischen Arbeitsrechtswiki:

· http://www.wikilabour.it/Previdenza.ashx 

· http://www.wikilabour.it/Previdenza%20complementare.ashx
6.9 Arbeitslosenversicherung und Lohnausgleichskasse

Alle lohnabhängig Erwerbstätigen unterliegen der allgemeinen Pflichtversicherung, die neben der Altersvorsorge den Schutz vor Invalidität, Arbeitslosigkeit, Unfall und Krankheit umfasst. Die Arbeitslosenversicherung wurde in Italien im Jahre 1919 eingeführt. Sie versichert alle unselbstständig Beschäftigten beim INPS/NISF gegen den Verlust ihres Arbeitsplatzes, indem sie ihnen einen Anspruch auf Arbeitslosengeld einräumt. Die neue Arbeitslosenversicherung gilt auch für Lehrlinge und lohnabhängige Mitglieder von Genossenschaften, ausgenommen bleiben jedoch z. B. die öffentlich Bediensteten, die in der Regel kein Anrecht auf Arbeitslosengeld haben (außer bei befristeter Anstellung im öffentlichen Dienst). Auch das Mobilitätsgeld kann als eine Form der Arbeitslosenunterstützung betrachtet werden, es wird aber ebenso wie die bisherige Arbeitslosenunterstützung von der neuen Sozialversicherung NASPI schrittweise und 2017 vollständig von dieser ersetzt werden.
Arbeiter und Angestellte von Industriebetrieben, die aufgrund von Auftragsschwankungen die kollektivvertraglich festgelegte Arbeitszeit nicht erreichen, haben Anrecht auf Lohnausgleich. Unternehmen können bei mangelnder Auslastung zu Kurzarbeit greifen, die entweder zu einer Reduzierung der wöchentlichen Arbeitszeit oder auch zur Einstellung der Produktionstätigkeit für eine bestimmte Zeitspanne führt. In solchen Fällen kann der Betrieb entscheiden, die Arbeitnehmer in die Lohnausgleichskasse zu überstellen. Die Inanspruchnahme der Lohnausgleichskasse muss von einer eigenen Kommission genehmigt werden.

Ab Mai 2015 sichert die neue Sozialversicherung für die Beschäftigung (Nuova Assicurazione per l’impiego – NASPI) die Arbeitnehmer gegen Arbeitslosigkeit ab. Anspruch auf Arbeitslosengeld besteht nur bei ungewollter Erwerbslosigkeit. Um das Arbeitslosengeld zu erhalten, muss der Antragsteller mindestens 13 Beitragswochen in den vier Jahren vor Beginn der Erwerbslosigkeit aufweisen und in den letzten 12 Monaten mindestens 30 Tage gearbeitet haben.
Die neue Sozialversicherung kann für die Hälfte der in den letzten vier Jahren gearbeiteten Zeit bezogen werden und hat ab 2017 eine Höchstdauer von 18 Monaten. Die Höhe der Auszahlung hängt vom durchschnittlichen Lohn ab, der in den letzten vier Jahren bezogen wurde. Für das Jahr 2015 wurden bis zu einem Lohn von 1.195 € 75 % ausbezahlt, für den Differenzbetrag darüber werden noch einmal 25 % dazu gerechnet. In keinem Fall kann die Leistung aber monatlich 1.300 € überschreiten.
Lehnen Bezieher der Arbeitslosenunterstützung passende Beschäftigungsangebote ab, wird die Leistung reduziert oder zur Gänze gestrichen.

Stichwort „stato di disoccupazione” und „NASPI-Nuova Associazione sociale per l’impiego“

im italienischen Arbeitsrechtswiki:
· http://www.wikilabour.it/Stato%20disoccupazione.ashx
· http://www.wikilabour.it/Naspi.ashx
6.10 Die Arbeitsunfallversicherung

Ermächtigungsverordnung Nr. 81/2008 – Gesundheitsschutz und Arbeitssicherheit am Arbeitsplatz.

Artikel 20: Pflichten der Arbeitnehmer

1. Jeder Arbeitnehmer ist verpflichtet, für die eigene Gesundheit und Sicherheit sowie jene der anderen am Arbeitsplatz anwesenden Personen, die von seinen Handlungen oder Unterlassungen betroffen sein könnten, entsprechend dem eigenen Ausbildungsstand und den vom Arbeitgeber erhaltenen Anweisungen und Mitteln Sorge zu tragen.

Die älteste Form der Sozialversicherung ist die Arbeitsunfallversicherung. Sie wurde Ende des 19. Jahrhunderts eingeführt, um die Arbeitsunfähigkeit der Arbeitnehmer nach einem Arbeitsunfall oder einer Berufskrankheit auszugleichen. Die Arbeitgeber sind verpflichtet, all jene Personen, die Maschinen, Geräte oder Anlagen bedienen bzw. in einem sogenannten organisierten Umfeld arbeiten, beim INAIL (Istituto Nazionale per l‘Assicurazione contro gli Infortuni sul Lavoro e le malattie professionali) zu versichern und die entsprechenden Prämien einzuzahlen. Der Arbeitnehmer hat auch dann Anrecht auf die Leistungen des INAIL, wenn der Arbeitgeber ihn nicht angemeldet hat und die Versicherungsprämien nicht eingezahlt hat.

Sowohl die Arbeitgeber als auch die Arbeitnehmer sind verpflichtet, die Vorschriften zur Unfallverhütung einzuhalten. Wird nach einem Unfall nachgewiesen, dass der Arbeitgeber oder der Arbeitnehmer diese Vorschriften verletzt hat, so zahlt das INAIL zwar die Sozialleistungen aus, es kann die Summe aber vom Verantwortlichen zurückfordern.

Ein Arbeitsunfall liegt dann vor, wenn der Unfall mit der Arbeitsleistung in direktem Zusammenhang steht oder auf dem Weg zur oder von der Arbeit erfolgt.

Die Arbeitsunfallversicherung bietet u. a. folgende Leistungen:

· die kostenlose medizinische Versorgung des Arbeitnehmers,

· das Unfallgeld, das dem Arbeitnehmer bei zeitweiliger absoluter Arbeitsunfähigkeit ausbezahlt wird,

· die Unfallrente bei einer Invalidität von mehr als 16 % (eine Invalidität zwischen 11 % und 15 % wird in Form einer einmaligen Auszahlung entschädigt),

· die Hinterbliebenenrente bei Tod des Arbeitnehmers durch Arbeitsunfall oder infolge einer Berufskrankheit und 

· die Zusatzleistungen für eventuelle Prothesen usw.

Stichwort „infortunio“ im italienischen Arbeitsrechtswiki: http://www.wikilabour.it/Infortunio.ashx
6.11 Die Krankenversicherung

Der staatliche Gesundheitsdienst erbringt seine Leistungen über die Sanitätsbetriebe. Diese sind für die Vorsorge-, die Therapie- und die Rehabilitationsleistungen zuständig und sichern somit das verfassungsrechtlich verankerte Grundrecht der Bürger auf Schutz der Gesundheit.

Der Sanitätsbetrieb Südtirol ist in vier Sanitätsbezirke aufgeteilt, die wiederum in Sanitätssprengel unterteilt sind.

Jeder italienische Staatsbürger und alle ausländischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben Anrecht auf die Leistungen der Krankenversicherung. Alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie die zu Lasten lebenden Familienmitglieder und alle Arbeitslosen sind krankenversichert. 

Sämtliche Kosten des Gesundheitsdienstes werden über das allgemeine Steueraufkommen finanziert. Deswegen ist im Grunde weniger von einer Krankenversicherung als vielmehr von einer allgemeinen Gesundheitsversorgung zu sprechen.

Allerdings sind nicht alle Leistungen kostenlos. Die Selbstbeteiligung (Ticket) für Medikamente, Facharztleistungen, Laboruntersuchungen, Erste-Hilfe-Leistungen, Krankentransporte wird unter Berücksichtigung des Einkommens berechnet. 

Eine Befreiung von der Bezahlung des Tickets kann z. B. aufgrund des Alters, des Einkommens, der Invalidität gewährt werden. 

Alle Bürger haben das Recht, in begründeten und dringlichen Fällen die Gesundheitsdienste einer Sanitätseinheit außerhalb ihres Wohnortes – unter Umständen auch im Ausland – in Anspruch zu nehmen.

Beispiele

Tobias R. muss während eines Urlaubs in Kroatien die Erste-Hilfe-Leistungen in Anspruch nehmen. Da er seine Gesundheitskarte vorweisen kann, bezahlt er nur das dort vorgesehene Ticket.

Sylvia W. wird nach einem schweren Skiunfall mit dem Hubschrauber nach Innsbruck transportiert und in der Universitätsklinik dringend operiert. Das Krankenhaus hat eine Konvention mit dem Land Südtirol abgeschlossen.

Die Krankheit des Arbeitnehmers muss vom Hausarzt bescheinigt werden, der einen Krankenschein in zweifacher Ausfertigung ausstellt. Die Kopie mit der voraussichtlichen Krankheitsdauer (Prognose) muss innerhalb von zwei Tagen ab Beginn der Krankheit beim Arbeitgeber abgegeben werden. Die Kopie mit der Diagnose ist dem INPS/NISF innerhalb von zwei Tagen ab Ausstellungsdatum zu übermitteln. Seit kurzem übermittelt der Hausarzt die Dokumentation telematisch.

Die Kontrollvisiten des krankgeschriebenen Arbeitnehmers dürfen nur von den eigens dafür beauftragten Ärzten durchgeführt werden, können aber von den Betrieben beantragt werden. Sie werden in der Zeitspanne zwischen 10 und 12 Uhr und von 17 bis 19 Uhr durchgeführt. In dieser Zeit müssen die Kranken am angegebenen Aufenthaltsort anwesend sein. Ihre Abwesenheit bei der Kontrollvisite ist nur in bestimmten Fällen möglich und muss begründet werden. Für den öffentlichen Dienst gelten eigene Bestimmungen.

Die wirtschaftliche Behandlung der krankgeschriebenen Arbeitnehmer wird von den einzelnen Kollektivverträgen geregelt.

Stichwort „malattia” im italienischen Arbeitsrechtswiki: http://www.wikilabour.it/Malattia%20%28indennit%C3%A0%20e%20diritto%29.ashx
6.12 Arbeit zwischen Regulierung und De-Regulierung

„Die arbeitnehmerähnlichen Selbstständigen verdienen in Südtirol im Durchschnitt 17.169 € pro Jahr. 90 % von ihnen arbeiten für einen einzigen Auftraggeber. Die Hälfte der Projektmitarbeiter/innen hat keine sonstige Rentenversicherung.“

Quelle: AFI-IPL April 2012
Durch die Globalisierung und den vermehrten Einsatz von Kommunikationstechnologien sind alte Berufsbilder verschwunden und stattdessen neue entstanden. Das herkömmliche unbefristete Arbeitsverhältnis, das den Arbeitnehmenden Einzahlung der Sozialabgaben (Renten, Arbeitsunfallversicherung u.a.) garantiert, wird zunehmend durch flexiblere Erwerbsformen ersetzt. All diese Veränderungen stellen den Staat und unser Sozialversicherungssystem vor neue und komplexe Aufgaben und verlangen von den Erwerbstätigen, dass sie sich diesen Herausforderungen stellen. Die unterschiedlichen und neuen Anforderungen an die Arbeitswelt spiegeln sich in der Vielzahl von Arbeitsverträgen wider: So gibt es neben dem unbefristeten Vollzeitarbeitsverhältnis, das alle gesetzlichen und kollektivvertraglichen Rechte des Arbeitnehmers gewährleistet, zahlreiche andere Vertragsarten.

Übersicht über die wichtigsten Formen von Arbeitsverträgen in Italien

	Vertragsart
	Merkmale

	Arbeit auf Abruf

(Leiharbeit)
	Der Arbeitnehmer stellt sich für einen bestimmten oder un​bestimmten Zeitraum dem Arbeitgeber zur Verfügung.

Der Zeitpunkt des Einsatzes muss fristgerecht angekündigt werden.

	Arbeitsplatzteilung 
(job sharing)
	Dieser Arbeitsvertrag wird zwischen einem Arbeitgeber und zwei Arbeitnehmern abgeschlossen, die sich denselben Ar​beitsplatz teilen und sich gemeinsam verpflichten, die volle Arbeitsleistung zu erbringen.

	Befristeter Arbeitsvertrag ohne Begründung
	Der Vertrag muss schriftlich abgeschlossen werden und wird nach Ablauf der Befristung ohne Kündigung aufgelöst. Seit der Arbeitsmarktreform von 2015 braucht es keine Begründung mehr, um einen Arbeitnehmer mit befristetem Arbeitsvertrag anzustellen. Die Höchstdauer für diesen Vertragstyp beträgt 36 Monate. Innerhalb dieser 36 Monate darf ein befristeter Arbeitsvertrag maximal fünf Mal verlängert werden. Zwischen verschiedenen befristeten Verträgen muss es Unterbrechungen geben.

	Geringfügige Beschäftigung („Voucher“)
	Solche Scheine können zur Vergütung von Gelegenheitsar​beiten genutzt werden. Sie kommen in der Landwirtschaft, aber auch im Gastgewerbe oder bei den Schülerlotsen zur Verwendung.

	Heimarbeit
	Die Entlohnung erfolgt auf der Grundlage des vollen Akkordlohnes des Kollektivvertrages. Gefährliche Arbeiten sind verboten.

	Lehre zum Erwerb einer Quali​fikation und eines Berufsbil​dungsdiploms (der bereits bekannte Lehrvertrag)
	Sie betrifft Jugendliche im Alter zwischen 15 und 25 Jahren. Der Abschluss eines Lehrvertrags und der Besuch der Berufsschule führen zur Erfüllung der Bildungspflicht. Die Dauer des Lehrver​trags darf drei Jahre für die berufliche Qualifikation bzw. vier Jahre für das Berufsbildungsdiplom nicht überschreiten. Die Lehrberufe werden von den Regionen festgelegt (in unserem Fall von der Autonomen Provinz Bozen – Südtirol). Mit Kollektivvertrag wird festgelegt, welche Inhalte vermittelt und welche Einrichtungen damit betraut werden.

	Berufsspezialisierende Lehre 


	Zielgruppe sind die Jugendlichen im Alter zwischen 18 und 29 Jah​ren, welche die Bildungspflicht erfüllt haben. Die Dauer kann für Handwerksberufe höchstens fünf Jahre betragen. Für alle anderen Lehrberufe beträgt die Höchstdauer drei Jahre. Die Berufsbilder, die Inhalte und die befähigten Ausbildungseinrichtungen werden von den Kollektivverträgen festgelegt. Auch Saisonarbeiterinnen und Saisonarbeiter können diesen Lehrvertrag abschließen, sofern dies von den Kollektivverträgen geregelt ist. 

	Lehre zur höheren Bildung und Forschung 


	Private wie öffentliche Arbeitgeber können diese Art von Lehrver​trag mit Jugendlichen im Alter zwischen 17 und 29 Jahren für die folgenden Zielsetzungen abschließen: 

1. Forschungstätigkeit

2. Oberschulabschluss

3. Universitätsabschluss 

4. höhere technische Bildung 

5. Praktikum für die Eintragung in eine Berufskammer

6. Berufserfahrung

	Praktikum
	Das Ausbildungs- und Orientierungspraktikum bietet Schü​lern (ab 15) und Universitätsstudenten die Möglichkeit, Er​fahrungen in der Arbeitswelt zu sammeln. Es handelt sich dabei nicht um ein Arbeitsverhältnis. Die Mindestdauer be​trägt 2 Wochen, die Höchstdauer 3 Monate für Schüler und 6 Monate für Universitätsstudenten. In Zukunft sollen Prak​tika vergütungspflichtig werden.

	Projektarbeit

	Es handelt sich rechtlich gesehen um eine selbstständige Tätigkeit. Diese Vertragsart wurde 2015 abgeschafft und ist nur mehr im öffentlichen Dienst zulässig.
Es gibt aber andere Formen der Zusammenarbeit mit Betrieben, wie etwa die kontinuierliche koordinierte Mitarbeit (auch bekannt als „co.co.co“) oder eine Mitarbeit, bei der Personen für die geleistete Tätigkeit Rechnungen ausstellen. Diesen Arbeitsverhältnissen fehlt eine klare Abhängigkeit des Arbeitnehmers vom Arbeitgeber und sie können in bestimmten Fällen zur Verschleierung von lohnabhängigen Arbeitsverhältnissen eingesetzt werden (man spricht hierbei auch von sogenannter „Scheinselbstständigkeit“). Zum Schutz der Mitarbeiter sieht der Gesetzgeber für diese Sonderformen der Zusammenarbeit eigene Regeln vor.

	Teilzeitvertrag
	Es gibt mehrere Formen der Teilzeitarbeit:

· horizontale Teilzeit: z. B. 4 Stunden täglich

· vertikale Teilzeit: z. B. 2,5 Tage wöchentlich, 10 Tage monatlich, 100 Tage jährlich

· gemischte Teilzeit: Kombination der horizontalen und vertikalen Teilzeitverträge

	Telearbeit
	Bei der Telearbeit werden hauptsächlich Büroarbeiten in der Wohnung des Telearbeiters durchgeführt und über Computer dem Arbeitgeber weitergeleitet.


7. Die aktuellen Entwicklungen und Herausforderungen (Vertiefung)

Die Veränderungen, die sich in den zwei letzten Jahrzehnten vor allem im Bereich Informations- und Kommunikationstechnologien ergeben haben, führen zu Umwälzungen in der Arbeitsorganisation. Die Gesellschaft und die Arbeit ändern sich heute wesentlich schneller als noch vor fünfzig Jahren. Während die Arbeit früher vor allem mit körperlicher Anstrengung verbunden war, ist dies heute viel seltener der Fall. Wir leben in einer Wissensgesellschaft, in der die meisten Arbeitskräfte im Dienstleistungsbereich beschäftigt sind. Der verstärkte Einsatz von innovativen Informationstechnologien hat die sogenannte „dritte industrielle Revolution” ausgelöst, die bereits eine steigende Anzahl von gering qualifizierten Arbeitnehmern überflüssig machte. 
Die derzeit stattfindende, als „Industrie 4.0“ bezeichnete, vierte industrielle Revolution führt im Produktionsprozess die Echtzeit-Datenversorgung über digitale Netzwerke ein. Datenbanken und technische Sensoren liefern den Produktionsanlagen Unmengen von Informationen, die eine maßgeschneiderte Massenfertigung ermöglichen sollen. Man spricht von sogenannten „intelligenten Fabriken“, die eine weitgehende Robotisierung mit sich bringen und theoretisch noch viel mehr Arbeitsplätze und sogar das Überleben mancher Berufe gefährden. Solche Veränderungen führen aber auch zum Entstehen neuer Berufsbilder und in der Regel zu Kosten- und Preissenkungen, was zu Wachstum und Erhöhung der Kaufkraft führen kann. Auf diese Weise könnten negative Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt ausgeglichen werden.

Die Europäische Kommission hat bereits 1996 die Frage nach den negativen und positiven Auswirkungen des massiven Einsatzes der Informations- und Kommunikationstechnologien auf die Gesellschaft und die Arbeitswelt aufgeworfen. Nach fast 20 Jahren muss man feststellen, dass das vielerseits angekündigte „Ende der Arbeit“ zwar nicht eingetreten ist, dass aber die Arbeit einen grundlegenden Wandel erfahren hat. Sie ist mobiler und flexibler geworden und die soziale Absicherung der Arbeit ist in vielen Bereichen teilweise abgebaut worden. Die Arbeitslosigkeit und die damit verbundenen sozialen Probleme haben zugenommen und haben sich durch die Finanz- und Wirtschaftskrise in den letzten sechs bis sieben Jahren weiter verschärft.
Nach Hochrechnungen des Internationalen Währungsfonds dürfte sich der negative Trend in Bezug auf die Arbeitslosigkeit nicht unendlich fortsetzen. Der Arbeitsmarkt wird sich aber immer stärker wandeln. In Zukunft wird man durch den technologischen Fortschritt zwar immer weniger Arbeitskräfte im herkömmlichen Sinn benötigen, es wird aber dafür nötig sein, neue und flexiblere Arbeitsformen einzuführen. Wahrscheinlich werden immer mehr Menschen weniger arbeiten und mehr Freizeit haben.
7.1 Rationalisierung und Reorganisation 

Die Informatisierung und die technische Vernetzung der Arbeitsprozesse wirken sich auf die betriebliche Organisation aus und sind in vielen Fällen mit Rationalisierungsmaßnahmen verbunden. Zu diesen Maßnahmen zählen Innovationen wie die Einführung von Gruppenarbeit, die Optimierung der Arbeitsabläufe, aber auch die Dezentralisierung der Unternehmens- und Betriebsstrukturen sowie die Auslagerung und Flexibilisierung von Arbeit. Die feste Belegschaft wird reduziert und zum Teil durch freie Mitarbeiter und Zeitarbeiter ersetzt.

7.2 Genderaspekte 

Melanie Gr. hat im Oktober 2011 anlässlich ihrer Anstellung als Sekretärin bei einer Baufirma ein sogenanntes Blankokündigungsschreiben unterzeichnet, das dem Arbeitgeber die Möglichkeit gibt, sie im Falle einer Schwangerschaft zu entlassen. Eine Maßnahme der italienischen Regierung vom März 2012 soll solche Erpressungsformen verhindern und Frauen vor „unfreiwilligen“ Kündigungen schützen: Damit ein solches Kündigungsschreiben gültig ist, muss es im Falle einer Schwangerschaft von der Arbeitnehmerin erneut bestätigt werden.

Anlässlich des Treffens der Gleichstellungs- und Familienministerinnen und -minister der EU-Mitgliedsstaaten im Oktober 2011 in Krakau wurde betont, dass die Geschlechtergleichstellung ein Faktor für Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit ist und daher als Investition betrachtet werden sollte. Die Gleichstellung von Frauen und Männern ist ein Grundrecht und ein gemeinsames Prinzip der Europäischen Union. Durch geeignete Strategien und Maßnahmen hat die EU wesentlich zur Frauenförderung und zur Verbesserung der Lebensqualität von Frauen und Männern beigetragen und eine stärkere Ausrichtung von Gesellschaft und Arbeitsmarkt auf die Gleichstellung bewirkt.

Eines der Hauptprobleme der Gleichstellung ist aber nach wie vor die Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Die Betreuungsangebote für Kinder und für ältere, nicht mehr selbstständige Menschen müssen verbessert werden, um Anreize für eine gleiche Aufteilung von Erwerbs-, Haushalts- und Betreuungsarbeit zwischen Männern und Frauen zu schaffen.

Die jüngste Wirtschaftskrise hat Befürchtungen aufkommen lassen, dass die Erfolge im Bereich der Gleichstellung wieder in Frage gestellt werden und dass Frauen von den Auswirkungen der Rezession besonders stark betroffen werden. Gerade die letzte Krise hat jedoch gezeigt, dass eine gerechte Aufteilung von Erwerbs- und Hausarbeit für Familien von Vorteil sein kann, weil Frauen vorzugsweise in Branchen tätig sind, die – wie z. B. der Bildungs- und Pflegebereich – weniger anfällig sind für konjunkturelle Schwankungen.
Zum Handbuch „Die Trilogie: Der Wohlfahrtsstaat. Teil 2 – Familienpolitik: ein europäischer Vergleich“ des AFI-IPL: 
http://afi-ipl.org/wp-content/uploads/1_AFI_Wohlfahrtsstaat_2_Familienpolitik.pdf
Recherchiere die Lohnunterschiede zwischen Männern und Frauen in Südtirol:

www.provinz.bz.it/astat
www.afi-ipl.org 
7.3 Globalisierung 

Durch die Globalisierung ist auch der Arbeitsmarkt häufig nicht mehr national oder regional begrenzt, sondern hat eine weltweite Ausdehnung erfahren. Dies bedeutet, dass das Arbeitsangebot enorm steigt und zahlreiche Unternehmen ihre Betriebe in Länder verlegen, in denen die Lohnkosten bedeutend niedriger sind als in den westlichen Industriestaaten.

Die starke Konkurrenz auf dem globalen Arbeitsmarkt macht sich vor allem bei älteren Arbeitnehmern und in jenen Berufen bemerkbar, die keine oder eine niedrige Qualifikation erfordern. Für die Zukunft ist aber davon auszugehen, dass auch höher qualifizierte Tätigkeiten in Billiglohnländer verlagert werden. Im IT-Bereich gibt es bereits hoch qualifizierte Programmierer, die in Indien für westliche Unternehmen arbeiten. In China ist die Qualifikation der Arbeiter in den letzten Jahren ebenfalls deutlich gestiegen.

Auch der Sozialstaat gerät durch die Globalisierung unter Druck und muss zu geeigneten Maßnahmen greifen, um die sozialen Leistungen weiterhin zu gewährleisten.

In der Diskussion zwischen Befürwortern und Gegnern der Globalisierung werden u. a. folgende Argumente angegeben:

	Pro Globalisierung

· Steigerung des Wohlstands in den Industrienationen

· Aufstieg der Schwellenländer zu Industrienationen

· Kostenvorteile durch Spezialisierung in der Produktion

· Chance für alle Entwicklungsländer

· Beschleunigung des weltweiten Demokratisierungsprozesses

· Beschleunigung des technischen Fortschritts

· Zusammenwachsen verschiedener Kulturen
	Contra Globalisierung

· Wohlstandsverlust durch Arbeitsverlust in den Industrieländern

· eskalierender Warentourismus

· Umweltdumping durch Verlegung von Produktionsbetrieben in andere Länder

· Umweltkatastrophen durch Verletzung der Umweltschutzbestimmungen

· kein Wachstum in Entwicklungsländern

· Kinderarbeit und Dumpinglöhne

· unkontrollierte Spekulationen auf den Finanzmärkten


7.4 Flexicurity 

Der Begriff Flexicurity bezieht sich auf die Kombination von flexiblen Arbeitsmärkten und einem hohen Grad an Beschäftigung und Einkommenssicherheit.

Einigen Länder wie Dänemark und den Niederlanden ist es durch Reformen des Sozialstaates gelungen, ein neues Gleichgewicht von „Flexibilität und Sicherheit" herzustellen. Es stellt sich allerdings die Frage der Nachhaltigkeit dieser Erfolge, der Übertragbarkeit dieser Strategie auf andere Länder und nicht zuletzt der Finanzierbarkeit der erforderlichen Begleit- und Unterstützungsmaßnahmen.
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Flexicurity wird vielerseits als Zusammenspiel von geeigneten Strategien zur Reduzierung von Arbeitslosigkeit und zur Schaffung qualitativ besserer Arbeitsplätze betrachtet. Es geht darum, neue Formen der Sicherheit für Arbeitnehmer zu entwickeln, jungen Menschen bei der Suche nach Arbeitsplätzen zu helfen, die ihren Fähigkeiten und Qualifikationen entsprechen, betriebsinterne Umschulungsprozesse zu unterstützen und gegebenenfalls dadurch den Übergang in eine neue Beschäftigung zu begleiten.

Flexicurity bringt aber auch ein gewisses Maß an Prekarität (Unsicherheit des Arbeitsplatzes) durch riskante, kurzfristige oder nicht existenzsichernde Beschäftigungsverhältnisse mit sich, die sich mit Perioden von „unterstützter“ Arbeitslosigkeit abwechseln können.

Text: G. Günter Voß: Schöne neue Arbeitswelt? - Ein Brief an meine Tochter
http://www.arbeitenundleben.de/downloads/ArbeitLauraBrf.pdf
Glossar

Bei der Übersetzung italienischer Fachbegriffe ins Deutsche stellt sich häufig das Problem der passenden Begriffswahl. In dieser Tabelle finden sich für einige Fachbegriffe aus dem Arbeitsrecht die verschiedenen in Südtirol gebräuchlichen Ausdrücke.
	Italienische Bezeichnung
	Übersetzungsvarianten (fett = gewählter Ausdruck)

	giusta causa

	wichtiger Grund
gerechter Grund

	giustificato motivo

	rechtfertigender Grund
berechtigter Grund
berechtigte Gründe

	   ... oggettivo 
   (motivo economico)

	wirtschaftliche Gründe
gerechtfertigter objektiver Grund
berechtigte objektive Gründe 

	   ... soggettivo 
   (motivo disciplinare)
	disziplinarische Gründe 
rechtfertigende subjektive Begründung
berechtigte subjektive Gründe

	licenziamento per giustificato motivo
	Entlassung aus rechtfertigendem Grund
… aus berechtigtem Grund 
… aus berechtigten subjektiven Gründen 
… gerechtfertigte Entlassung

	licenziamenti disciplinari

	Entlassung aus disziplinarischen Gründen

	licenziamenti per motivi economici

	Entlassung aus wirtschaftlichen Gründen 
betriebsbedingte Entlassung 

	licenziamenti collettivi

	Massenentlassungen 
kollektive Entlassungen 

	licenziamenti individuali 

	Einzelentlassungen 
individuelle Entlassungen 

	decreto legislativo
	Ermächtigungsverordnung 
Legislativdekret
gesetzesvertretendes Dekret 

	contratto a tutele crescenti
	Vertrag mit zunehmendem Schutz
Vertrag mit wachsenden Schutzklauseln
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Finde weitere Beispiele.





gewerkschaftliche Freiheiten








Recht auf Arbeit 





Schutzwürdigkeit 


der Arbeit





Recht auf Aus- und Weiterbildung





Jugendschutz








Recht auf Streik





Recht auf lebenssichernden Lohn





gleicher Lohn für gleiche Arbeit





gesichertes Einkommen auch bei Krankheit, Unfall und im Alter





geregelte


Arbeitszeit und geregelter Urlaub





Gemeinwohl-orientierung der unternehmerischen Freiheit





Chancengleichheit und Recht auf gleiches Einkommen





Wie kann der Staat das “Recht auf Arbeit” in Zeiten der Wirtschaftskrise gewährleisten?





Welche Verfassungsgrundsätze werden durch Schwarzarbeit verletzt?





Vertiefung








Vertiefung








Sind Gewinn und ökologische/soziale Verantwortung vereinbar?





Was fehlt, wenn 


Arbeit fehlt?











Vertiefung








Warum ist Schwarzarbeit illegal?





Nimm dazu Stellung.





Vordruck Arbeits-vertrag





Kennst du weitere Beispiele?





  Arbeitnehmer in der Privatwirtschaft mit unbefristetem Vertrag:�                         Unrechtmäßige Entlassung aus …


	        		              	





  		


�	       Anstellung nach Mai 2015	 Anstellung vor Mai 2015	     	   


�	  > 15 Mitarbeiter	             < 15 Mitarbeiter 	             > 15 Mitarbeiter�


	   �	       		  				


      4–24 Monatsgehälter              2–6 Monatsgehälter    	  max. 12 Monatsgehälter               mind. 5 Monatsgehälter





			








diskriminierenden oder �nichtigen Gründen





wirtschaftlichen Gründen





disziplinarischen Gründen





Arbeitnehmer will nur Entschädigung → 15 Monats-gehälter





        Wiedereinstellung und Entschädigung








nur Anspruch auf Entschädigung





FLEXICURITY








� Auch: aus rechtfertigender subjektiver Begründung, aus berechtigten subjektiven Gründen


� Auch: aus gerechtem Grund


� Auch: Entlassung aus berechtigtem Grund, aus berechtigten subjektiven Gründen; gerechtfertigte Entlassung


� Auch: gerechtfertigter objektiver Grund, berechtigte objektive Gründe; Entlassungen aus wirtschaftlichen Gründen werden auch „betriebsbedingte Entlassungen“ genannt.


� Auch: kollektive / individuelle Entlassungen
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